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Gemeinderat 06.11.2024 

Protokoll 
Über die am Mittwoch, den 06.11.2024 um 18:30 Uhr im Bräuhaus/Lenausaal stattgefundene 

Sitzung des Gemeinderates. 

 

Anwesend: 
Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl ÖVP 

1. Vizebgm. Mag. Martin Falb ÖVP 

2. Vizebgm. Heinz Scheele SPÖ 

STR Gerhard Dummer ÖVP 

STR Ing. Mag. Herwig Hödl ÖVP 

STR Mag. Felix Koll ÖVP 

STR Dr. Christian Moser ÖVP 

STR Admir Osmanovic SPÖ 

STR Markus Rosenberger SPÖ ab 19:10 Uhr 

STR DI Dietmar Pfeiler GRÜNE 

GR Dkfm. Johannes Bartosch ÖVP 

GR Martin Franta, BEd  ÖVP 

GR Siegfried Gaida ÖVP 

GR Monika Handschuh ÖVP 

GR Gregor Hetzendorfer ÖVP  

GR Setki Ibraimi ÖVP 

GR Peter Samer ÖVP 

GR Margit Weiss ÖVP 

GR Matthias Zagler ÖVP 

GR Daniel Pollak SPÖ 

GR Michael Polly SPÖ 

GR Mag. Alexandra Rester SPÖ 

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR Mag. Regina Fless-Klinger  GRÜNE 

GR OStR Mag. Walter Klinger GRÜNE 

GR Mag. Matthias Kubat GRÜNE 

GR DI Thomas Muth GRÜNE 

GR Alen Ćorković FPÖ ab 19:50 Uhr 

GR Wolfgang Mayer FPÖ 

 

Entschuldigt: 
STR Herbert Pohl FPÖ GR Christian Rester  SPÖ  

GR Eleonore Kopf ÖVP GR Jürgen Strahammer  SPÖ 

GR Iris Ludl  ÖVP GR Jürgen Ruzicka  SPÖ 

GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl ÖVP GR Thomas Salway  SPÖ 

 

Vorsitzende: Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl 

 

Schriftführer: StADir. Mag. Christina Pinggera 

 

Namensnennungen im Folgenden ohne Titel  
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Tagesordnung 
Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Genehmigung des Protokolls vom 25.09.2024 

1. Bericht Prüfungsausschuss vom 13.09.2024 

Antrag 1. Vizebürgermeister  

2. Resolution Krankenhaus 

Anträge Bürgermeisterin 

3. Verleihung Kulturmedaille in Gold – Frank Wolf 

4. Verleihung Kulturmedaille in Gold – Wolfgang Schneps 

Ref. 03 – Anträge Stadtrat Finanzen 

5. Änderung – Verordnung über Erhebung der Gebrauchsabgabe 

6. Änderung – Kanalabgabenordnung  

Ref. 01 – Anträge Stadtrat Bauwesen und Stadtentwicklung  

7. Änderung Bebauungsplan Photovoltaik – Anlage 

8. TPI. GZ. 41999 – Entlassung aus dem öffentlichen Gut  

9. Mehrkosten Skatepark     

Ref. 02 – Antrag Stadtrat Beteiligungen und Liegenschaften  

10. Kaufvertrag Trennstück 1 Grundstück Nummer 136 KG Unterzögersdorf 

Ref. 04 – Anträge Kultur und Veranstaltungswesen  

11. Kostenbeitrag Menschenbilder 2025  

12. Lenautheater – Subvention 2024/2025  

13. Museum – Mitgliedschaft „Iron Age Danube Route“  

Ref. 05 – Antrag Stadtrat Soziales, Gesundheit, Bildung und Integration  

14. Heizkostenunterstützung – Heizperiode 2024/2025 

Ref. 06 – Anträge Stadtrat Sport und Freizeit  

15. Vereinbarung – Pensionistenkegler 

16. Projektförderung 2. Halbjahr 2024 

17. Nachtragsbeauftragung Kühlturm Eislaufplatz 

Ref. 10 – Anträge Stadtrat Wirtschaft und Tourismus  

18. Grundsatzbeschluss – Projekt Quartiersentwicklung Stockerau 

19. Anpassung Inseratenpreise „Unsere Stadt“ 

 

 

 

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Völkl: Ich darf herzlich zur Gemeinderatssitzung heute begrüßen, die Mitglieder des Gemeinderates, 

unsere Zuhörer vor Ort und natürlich alle, die die Gemeinderatssitzung von zuhause mitverfolgen. 

Ich eröffne die Sitzung und stelle die Beschlussfähigkeit fest. Es wurde ordnungsgemäß eingeladen, 

die Tagesordnung ist rechtzeitig kundgemacht worden und es erfolgten keine Einwendungen. 

Entschuldigt für die heutige Sitz sind GR Eleonore Kopf, GR Iris Ludl, GR Mag. Manuela Trabauer-

Rauchbüchel, GR Christian Rester, GR Jürgen Ruzicka, GR Thomas Salway, GR Jürgen 

Strahammer, StR Herbert Pohl. Verspäten werden sich StR Markus Rosenberger und GR Alen 

Ćorković.  

Bevor wir in die Gemeinderatssitzung einsteigen, möchte ich noch informieren, dass ab nächste 

Woche das IstMobil in Stockerau wieder seinen Betrieb aufnimmt und das ist sehr erfreulich.  
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Bei NÖ radelt hat Stockerau wieder gewonnen. Der Herwig Hödl war heute in St. Pölten und hat den 

Preis abgeholt.  

Uns liegen zwei Dringlichkeitsanträge gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung vor, einer von 

der FPÖ und ich darf hier um Verlesung bittend. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – „Sicherstellung 

der Arbeitsbedingungen für die Gemeindemitarbeiter von Stockerau“ 
 

Mayer: Ich möchte alle recht herzlich begrüßen hier im Raum und auch vor den Bildschirmen und 

ich möchte jetzt den Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 vortragen.  

Die unterfertigen Gemeinderäte stellen den Antrag, die Tagesordnung um folgenden 

Tagesordnungspunkt „Sicherstellung der Arbeitsbedingungen für die Gemeindemitarbeiter von 

Stockerau“ zu erweitern.  

In der Ausschusssitzung am 03.09.2024 wurde der Tagesordnungspunkt „Reinvestitionsplan der 

Kläranlage Stockerau“ behandelt. Die beauftragte Firma BDL, ein Planungsbüro für Ver- und 

Entsorgung von Schmutzwasser (Kläranlagen), stellte das Konzept für die Modernisierung der 

Stockerauer Kläranlage vor. Bei dieser ernüchternden Darstellung des Zustandes der Kläranlage, 

die im Jahre 1978 in Betrieb ging, wurden für uns drei Punkte schlagend wegen Gefahr in Verzug, 

die wir hier als Dringlichkeitsantrag vorbringen wollen.  

 

1. Vorklärbecken 

Die Abluftanlage ist nicht funktionstüchtig, es muss der Schlammtrichter händisch geöffnet werden, 

welcher durch einen Gemeindemitarbeiter vollzogen werden muss, der dadurch einer hohen 

Aerosolbelastung ausgesetzt ist. Da dies den Vorschriften der Arbeitnehmersicherheit keineswegs 

entspricht, muss diese gesundheitsgefährdenden Arbeitsbedingungen sofort eingestellt werden. 

  

2. Heizzentrale  

Der schlechte Wirkungsgrad des Kessels und der offenen Heizkessel (offene Verbrennung). Auch 

hier sind sofort Maßnahmen einzuleiten, um die Gemeindemitarbeiter von Verletzungen oder 

gesundheitlichen Folgen zu schützen. Auch dies entspricht keinesfalls der Arbeitnehmersicherheit 

 

3. Betriebsgebäude 

Die Werkstatt liegt in einer Zone, die der Arbeitnehmersicherheit nicht entspricht. Keine Schwarz-

Weiß-Garderobe gemäß Arbeitnehmerschutzvorschriften ÖWAV RG 14 (sind Regelblätter für die 

Sicherheit auf Abwasserreinigungsanlagen von Kläranlagen). Bei einem Brand gibt es im 

Stiegenhaus keine Brandabschnitte, daher wird die Länge des Fluchtweges überschritten. Auch hier 

gehören Maßnahmen gesetzt, um die Sicherheit der Gemeindebediensteten zu gewährleisten.  

 

Begründung der Dringlichkeit 

Da die Stadtgemeinde, die Bürgermeisterin als Dienstgeber, für die Einhaltung der gesetzlichen 

Arbeitsbedingungen, sowie die Sicherheit der Gemeindebediensteten verantwortlich ist, sehen wir 

einen dringenden Bedarf seitens der Stadtregierung Sofortmaßnahmen, die von der Firma BDL als 

Erstmaßnahmen vorgeschlagen wurden, einzuleiten.  
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Antrag 

Die gefertigten stellen folgenden Antrag, der Gemeinderat möge beschließen: Der Gemeinderat 

ersucht Frau Bürgermeisterin in der Funktion als Dienstgeber das Gespräch mit der Firma BDL 

aufzunehmen und die Möglichkeiten der Sofortmaßnahmen abzuklären und umzusetzen, damit der 

Betrieb der Kläranlage der Arbeitnehmersicherheit sowie der Arbeitnehmerschutzvorschriften 

entspricht. Es geht um die Sicherheit und Gesundheit der Gemeindebediensteten. 

 

Völkl: Das Klingeln richtete sich nur gegen die Redezeit. Wir haben vereinbart, dass die 

Dringlichkeitsanträge, wenn sie verlesen werden, eine gewisse Länge nicht überschreiten sollen. 

 

Mayer: Entschuldigung, das habe ich nicht gewusst. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und wenn Sie dem Dringlichkeitsantrag die Dringlichkeit 

zuerkennen, ersuche ich um ein Zeichen. Ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. Der Antrag 

wird am Ende der öffentlichen Sitzung behandelt. 

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – „Aufarbeitung der 

Geschehnisse vom 15.09.2024 (Hochwasser) mit den 

Hochwasserbetroffenen und den Vertretern der Stadtgemeinde“ 
 

Mayer: Die unterfertigen Gemeinderäte stellen den Antrag, die Tagesordnung um folgenden 

Tagesordnungspunkt zu erweitern „Aufarbeiten der Geschehnisse vom 15.09.2024 mit den 

Hochwasserbetroffenen und den Vertretern der Stadtgemeinde“ 

Am 15.09.2024 hat der enorme Niederschlag katastrophale Auswirkung in einigen Stadtteilen von 

Stockerau gebracht. Die Hochwasserbetroffenen erwarten sich von der Stadtregierung eine 

Aufarbeitung durch eine Veranstaltung, wo offene Fragen besprochen werden bzw. auch diskutiert 

werden. Im Laufe der Gespräche mit den Betroffenen zeigt sich immer mehr, dass ein großes 

Bedürfnis da ist und um mit der psychischen und physischen Belastung fertig zu werden. Da offenbar 

nicht alles so abgelaufen ist, wie es in der Stadtzeitung dargestellt wurde, würden die Betroffenen 

gerne mit den Verantwortlichen das Gespräch suchen.  

 

Begründung der Dringlichkeit 

Da man den Betroffenen durch Reden und Aufarbeitung der Situation ein wenig die Last, die 

psychischen und physischen Krisen abnehmen kann, wäre eine Diskussion dringend erforderlich. 

Die Stadtregierung könnte auf diesem Weg die Zukunftsängste der Bevölkerung nehmen, in dem 

angesprochen wird, welche Maßnahmen bereits angedacht sind, um so einen Ausnahmezustand 

künftig abzuwenden. Deshalb ist für uns die Dringlichkeit gegeben, denn ein aggressives Zuwarten 

kann keine Lösung sein.  
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Antrag 

Die gefertigten stellen folgenden Antrag, der Gemeinderat möge beschließen: Der Gemeinderat 

ersucht Frau Bürgermeisterin ab dem Tag der Gemeinderatssitzung, also ab heute, innerhalb diesen 

Monats eine Veranstaltung zu organisieren, wo die Betroffenen eine offene Diskussion vorfinden 

und alle Themen angesprochen werden dürfen. Danke. 

 

Völkl: Wenn Sie dem Antrag die Dringlichkeit geben, ersuche ich um ein Zeichen der Zustimmung. 

Ich sehe hier Einstimmigkeit und der Antrag wird am Ende der öffentlichen Sitzung behandelt.  

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Zur Tagesordnung gibt es Änderungen. Die Punkte 21 – 25 werden in die öffentliche Sitzung 

verschoben und vom Herrn Stadtrat für Beteiligungen und Liegenschaften dort behandelt.  

 

 

 

Genehmigung des Protokolls vom 25.09.2024 
 

Völkl: Zur Genehmigung des Protokolls vom 25.09.2024 wird der Antrag gestellt, das Protokoll der 

Gemeinderatssitzung unverlesen zu genehmigen. Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung und 

sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Wir kommen zum Bericht des Prüfungsausschusses. Herr Gemeinderat Kubat ist am Wort. 

 

1. Bericht des Prüfungsausschusses vom 13.09.2024 
 

Kubat: Vielen Dank und einen wunderschönen Abend. Ich darf Ihnen den Bericht des Prüfungs-

ausschusses vom 13.09.2024 vorlegen. 

 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Mitglieder des Prüfungsausschusses und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
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2. Offene Fragen der Ausschusssitzung vom 07.06.2024 

In der letzten Sitzung des Prüfungsausschusses sind drei Fragen betreffend dem Sportzentrum 

„„Alte Au““ offengeblieben, die nun wie folgt beantwortet werden: 

Für das Sportzentrum „„Alte Au““ ist ein Energieausweis im Jahr 2010 erstellt worden. Eine 

Aktualisierung dieses Energieausweises ist nicht erfolgt, da sich bis zum heutigen Zeitpunkt vom 

Stand der Technik kaum etwas geändert hat, keine großen Investitionen geplant sind und der Mieter 

gleichgeblieben ist.  

Bei der Diskussion über eine mögliche Rückabwicklung des Sportzentrums „Alte Au“ vom Eigentum 

der Kommunalen Immobilienverwaltungs- und Verwertungsgesellschaft mbH Stockerau, kurz KIG 

genannt, in das Eigentum der Stadtgemeinde ist die Frage wegen einer schlagend werdenden 

Grunderwerbssteuer aufgetaucht. Dahingehend ist auf die Volksschule Wondrak bezuggenommen 

worden, die vom Eigentum der KIG in das Eigentum der Stadt Stockerau rückverantwortet worden 

ist. Bei der Rückabwicklung der Volksschule Wondrak hat es eine Anfrage des Finanzamtes 

gegeben, bei der geantwortet worden ist, dass es bei diesem konkreten Geschäftsfall keine 

Grunderwerbssteuer zu bezahlen ist. Betreffend einer möglichen Rückabwicklung des 

Sportzentrums „Alte Au“ sollte die Stadtgemeinde wieder vorab beim Finanzamt anfragen, ob bei 

diesem Fall auch keine Grunderwerbssteuer schlagend wird. Somit bedarf es bei jeder weiteren 

Rückabwicklung einer Einzelfallbeurteilung des Finanzamtes. 

Betreffend die Frage der Kosten des Reinigungspersonals, ob eigenes Personal für das 

Sportzentrum „Alte Au“ kostengünstiger ist als Fremdpersonal, ist Folgendes festgestellt worden. Im 

Jahr 2009 ist die Reinigung des Sportzentrums „Alte Au“ Fremdpersonal zugeordnet worden, da 

dieses zu diesem Zeitpunkt um ca. 10% günstiger gewesen ist als Eigenpersonal für die Reinigung. 

Damals ist auch angedacht gewesen, dass Fremdpersonal in Bezug auf Vertretung flexibler 

einsetzbar gewesen wäre.  

Das Personalamt hat auf die Bitte des Prüfungsausschusses die Personalkosten für Eigenpersonal 

für die Reinigung des Sportzentrums „Alte Au“ berechnet. Das Personalamt ist für vier Teilzeitkräfte 

ausgegangen, die der Stadt ca. 108.000 € (excl. Vertretungskosten iHv 35.000 € usw.) kosten 

würden. Samt der Kosten für das Putzmaterial sowie Geräte, etc. würden sich die Gesamtkosten 

auf etwa 149.000 € beziffern. Im Moment zahlt die Stadt der Winter Group DienstleistungsGmbH für 

die Reinigung des Sportzentrums „Alte Au“ um die 151.000 €. Aufgrund der praktischen Probleme 

bei der Personalsuche, die die Stadtgemeinde tagtäglich erfährt, z.B. ist es schwierig 

Reinigungspersonal für einen Kindergarten zu finden, regt der Prüfungsausschuss folgende 

Empfehlung der Stadtverwaltung, insbesondere beim Leiter des Sportzentrums „Alte Au“ Herrn 

Richentsky, an: 

Falls möglich soll der Reinigungsvertrag mit der Winter Group DienstleistungsGmbH erneuert 

werden und darin der genannte, sehr genau definierte Leistungsumfang für die Reinigung des 

Sportzentrums „Alte Au“ allgemeiner formuliert werden, damit die gekaufte Fremdleistung der 

Reinigung im Sportzentrum „Alte Au“ flexibler eingesetzt werden kann. 

 

3. Wirtschaftshof 

a) Allgemeines 

Auf Anregung der FPÖ-Fraktion ist der Wirtschaftshof, ehemals Bauhof, Thematik der 

Ausschusssitzung. Der Prüfungsausschuss hat am 23.01.2023 den Teilbereich „Forst“, der dem 

Wirtschaftshof zugeordnet ist überprüft, weshalb dieser bei dieser Ausschusssitzung als Teil des 

Prüfgegenstandes ausgenommen ist. Der Wirtschaftshof hat seinen Sitz am Pflanzsteig 1 in 

Stockerau und ist in den 70er Jahren erbaut worden. 
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b) Struktur des Wirtschaftshofes 

Der Wirtschaftshof hat kein für ihn beschlossenes Organigramm. Die einzelnen, aufgelisteten 

Teilbereiche samt den Verantwortlichen sind für die interne Verwendung bestimmt, die auf dem 

Organigramm der Stadt Stockerau basieren und dem Bereichsleiter für Bauen, Infrastruktur und 

Umwelt Herrn DI Gernot Altinger unterstellt sind. Der Leiter des Wirtschaftshofes ist Herr Philipp 

Lampl und seine Stellvertretung Herr Stefan Praznik. 

 

Die einzelnen Teilbereiche gliedern sich wie folgt: 

• Forstverwaltung – Herr Ing. Gruber: Stockerauer Au, Stadtbäume und Baumkataster  

• Verwaltung (Büro): Bestellwesen, Bürgeranfragen, Abrechnungen 

• Handwerksservice – Herr Deutsch: Tischler, Mauerer, Maler, Schlosser 

• Werkstatt – Herr Ambrosch: Fuhrpark, Instandhaltung 

• Abfallwirtschaft:  

o Müllbeseitigung: Müllabfuhr, Containerabfuhr (Grün-Container), Sammelplätze, Zustellungen 

(bspw. Mülltonnen für Veranstaltungen) 

o Straßenreinigung: Winterdienst, Kehrmaschine, Straßenkehrer, Flurreinigung, 

Hundekotsackerl, öffentliche Mistkübel 

o Gemeindestraßen: Heißschaum, Verkehrsabteilung  

• Park-Gartenanlage – Herr Praznik: Spielplätze, Parkanlagen, Straßenbegleitgrün, Straßen-

begleitgrün anrainergepflegt, Baumpatenschaft, Auspflanzungen, Gießdienst, Mäharbeiten, 

Saisonpersonal 

• Gärtnerei – Herr Sommer: Produktion und Verkauf, Jungpflanzen / Stauden, Lehrlingsausbildung 

 

Zu den einzelnen Teilbereichen ist Folgendes zu erwähnen: 

• Der Fuhrpark (Werkstatt) umfasst alle Fahrzeuge der Stadtgemeinde und nicht nur jene, die dem 

Wirtschaftshof zuzuordnen sind. 

• Bei der Straßenreinigung sind zwei Straßenkehrer sechs Tage in der Woche im Einsatz. 

• Das Saisonpersonal (Park-Gartenanlage) unterstützt das Standardpersonal aufgrund der 

Veränderung des Klimas (bspw. späterer Winter) bis November. 

• Die Verkehrsabteilung (Gemeindestraßen) ist personell und physisch dem Wirtschaftshof 

zugeordnet, allerdings wird diese zu ca. 90% von der Straßenbauabteilung geführt. 

• Die Mülldeponie liegt personell beim Wirtschaftshof, aber das Budget und anderes ist direkt dem 

Bereichsleiter DI Altinger zugeordnet. 

• Für die Hundekotsackerl (Abfallwirtschaft) ist eine 40-Stunden-Kraft eingesetzt (Entleerung der 

Mistkübel, Wiederbefüllung der Hundekotsackerl). 

 

c) Bestellwesen des Wirtschaftshofes 

Das Bestellwesen obliegt einem 4- bzw. 6-Augen-Prinzip. Es wird zwischen „kleinen Bestellschein“ 

mit einem Bestellwert bis zu 1.000 € und „großen Bestellschein“ ab 1.000 € unterschieden.  

Bei dem „kleinen Bestellschein“ meldet die verantwortliche Person eines Teilbereiches des 

Wirtschaftshofes einen Kauf im Büro ein; z.B. Herr Deutsch für die Tischlerei „Holz“ bei Frau Lettner-

Trettenhahn im Büro. Dieser Bestellschein wird vom Büro erstellt und an den Leiter Herrn Lampl 

weitergeleitet. Nach Rücksprache mit Herrn Lampl, dieser kann Einsicht in die budgetierten 

Kostenpositionen nehmen, erfolgt die Bestellung. Nach der Bestellung wird der Lieferschein an den 

Bestellschein hinzugehaftet und von Herrn Lampl sachlich überprüft. Erst dann erfolgt die Freigabe 

der Buchhaltung und die Bezahlung. 
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Bei einem „großen Bestellschein“ wird ein weitere Zwischenebene eingezogen, denn hierzu wird die 

Buchhaltung bzw. die Bürgermeisterin zwecks Überprüfung der Budgetdeckung einbezogen.  

Für operative, den Betrieb benötigte Wirtschaftsgüter wie Diesel oder anderes Arbeitsmaterial 

besteht die Möglichkeit einer „Sammelbestellung“. Dies bedeutet, dass nicht für jede immer wieder-

kehrende Anschaffung desselben Wirtschaftsgutes ein Bestellschein erstellt wird, sondern eine 

veranschlagte, bereits freigegebene Summe bereitgestellt wird und bis zu deren Verbrauch für jenes 

Wirtschaftsgutes verwendet werden kann. 

Trotz der Variante einer „Sammelbestellung“ ist der Prozess einer Bestellung wegen der 

Zeitressourcen der einzelnen Beteiligten sehr ineffizient gestaltet. Es wird zwar an der Digitalisierung 

und damit der Einfachheit der Bestellaufgaben und -scheinen gearbeitet, dennoch ändert dies nichts 

an den einzelnen Kommunikationsebenen und einbezogenen Personen. Aufgrund dessen regt der 

Prüfungsausschuss folgende Empfehlung an: 

Der Ausschuss für Verwaltung und Digitalisierung sollte eine schlankere Struktur beim Bestell-

vorgang erarbeiten; bspw. könnte der Wert für den „kleineren Bestellvorgang“ angehoben werden. 

 

d) Geringwertige Wirtschaftsgüter 

Der Wirtschaftshof erstellt eine digital Inventarliste über alle ausgegebenen geringwertigen 

Wirtschaftsgüter: 

• Jede(r) GemeindemitarbeiterIn erhält je nach Aufgabenbereich (eine Arbeitskleidung als 

Grundausstattung, je Fachbereich eine individuelle Fachausstattung (z.B. Schnittschutzhosen). 

Die Ausgabe der Arbeitskleidung wird in einer Namensliste geführt. Der Wirtschaftshof bietet an 

die Arbeitskleidung zu waschen (eine Waschmaschine ist vor Ort) bzw. bei grober 

Verschmutzung dies in einer Fachreinigung putzen zu lassen. Der Verschleiß der Arbeitskleidung 

ist je nach Arbeitseinsatz und Jahreszeit unterschiedlich. Ein kleines Lager für die Arbeitskleidung 

ist vor Ort, da die Lieferzeit für diese ca. 2 – 3 Wochen dauert. Ein bis zwei Mal pro Jahr erfolgt 

seitens der Leitung des Wirtschaftshofes eine Sicherheitsüberprüfung. Zwei Mal im Jahr werden 

Preise und Qualität der Anbieter für Arbeitskleidung erfragt und evaluiert. 

• Für Kleingeräte wird eine weitere Liste geführt und ständig aktualisiert. Bei Kleingeräten, die 

etwas teurer sind, wie bspw. Motorsägen wird darüber hinaus das Anschaffungsjahr, die 

Seriennummer und die dazu verantwortliche Person angegeben. Seitens der Leitung des 

Wirtschaftshofes erfolgt einmal im Jahr eine Inventur. 

 

e) Größte Positionen des Wirtschaftshofes (Zeitraum 01. Jänner 2024 – 31. August 2024) 

• Gemeindestraßen – Ansatz 612000 (Aufwendungen) 

o Pflanzliche Rohstoffe (Sommer-, Winterpflanzen) 49.845,46 € 

o Entgelte sonstige Leistungen von Gewerbetreibenden und Firmen (Baumpflegemaßnahmen, 

Kronpflege, Beseitigung von dürren / hohlen Ästen) 32.768,93 € 

• Straßenreinigung – Ansatz 814000 (Aufwendungen) 

o Chemische und sonstige artverwandte Mittel (Wintersalz, Splitt) 4.677,84 € 

o Personalkosten (5 Personen enthalten) 196.397,42 € 

o Entgelte sonstige Leistungen von Gewerbetreibenden und Firmen (Heißschaumverfahren, 

Maschinenring, Winterdienst) 103.736,77€ 

• Park- und Gartenanlagen, Kinderspielplätze – Kontonummer 815000 

o Leistungserlöse (Grünschnitt bei KIG-Gebäuden) 30.954,13 € 

o Aufwendungen 

▪ Sonstige Verbrauchsgüter (Rindenmulch) 24.978,77 € 

▪ Personalkosten 790.630,10 € 
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▪ Mietzinse (mobile WCs, Öko-Klo) 4.546,73 € 

▪ Instandhaltung von Maschinen und maschinellen Anlagen 12.659,70 € 

▪ Instandhaltung von Fahrzeugen 10.264,83 € 

• Wirtschaftshöfe – Ansatz 820000 (Aufwendungen) 

o Sonstige Verbrauchsgüter 11.243,17 € 

o Personalkosten (13 Pers. – 1 Person in Werkstatt, 3 in Verwaltung) 341.191,12 € 

o Mietzinse KIG (Gebäude des Wirtschaftshofes) 39.222,87 € 

• Müllabfuhr – Abfallbeseitigung – Ansatz 852100 

o Erlöse 

▪ Abfallwirtschaftsgebühr 2.701.339,09 € 

▪ Abfallwirtschaftsabgabe 520.767,13 € 

o Aufwendungen 

▪ Treibstoffe 111.739,09 € 

▪ Personalkosten (29 inkl. Altstoffsammelplätze, Müllabfuhr, Zustellungen) 918.465,28 € 

▪ Instandhaltung von Fahrzeugen 66.297,25 € 

▪ Zinsen für Finanzschulden Inland 86.336,55 € 

▪ Entgelte für sonstige Leistungen von Gewerbetreibenden und Firmen (Sammlung des Mülls und 

deren Entsorgung; ein Großteil von ca. 61% bezieht sich auf die BSU) 612.145,38 € 

• Stadtgärtnerei – Ansatz 860000 

o Erlöse 

▪ Veräußerung von Erzeugnissen (interne Verrechnung für den Einkauf von Pflanzen der Stadt 

Stockerau selbst) 75.444,15 € 

▪ Veräußerung von Erzeugnissen 37.939,30 € 

o Aufwendungen 

▪ Pflanzliche Rohstoffe (Samen, Pflanzen) 14.129,76 € 

▪ Personalkosten (2 Personen) 70.521,96 € 

▪ Mietzinse KIG (Gebäude der Stadtgärtnerei steht im Eigentum der KIG) 43.173,14 € 

 

Angemerkt sei, dass durch die Einführung der Altpapiertonne für jede Liegenschaft die 

Müllfahrzeuge alle fünf Wochen für eine Woche stehen und nicht wie früher jede Woche im Einsatz 

sind; dies hat positive Auswirkungen auf Kosten wie Personal, Treibstoff, etc. und schließlich auch 

für den CO2-Ausstoß. 

 

f) Kommende Herausforderungen 

Der Wirtschaftshof sieht sich in mittelfristiger Zukunft folgenden Herausforderungen entgegen: 

• Personalsektor: Es wird immer schwieriger Personal zu finden, insbesondere Facharbeiter. Die 

vorgegebene Besoldungsreglung für Gemeinden schafft ihr übriges hinzu, da die Löhne und 

Gehälter nicht mit denen der Privatwirtschaft mithalten können. 

• Wirtschaftshof: Das Gebäude des Wirtschaftshofes ist in die Jahre gekommen und hat die 

Grenzen seiner Kapazitäten vollends mit Lagerräumlichkeiten, mit dem Platz für Mitarbeiter, etc. 

erreicht. Aufgrund dessen wird es in mittelfristiger Zukunft nötig sein entweder über eine 

Sanierung und Adaptierung des Wirtschaftshofes oder über einen gänzlichen Neubau des 

Wirtschaftshofes nachzudenken. 

• Umstellung der Müllfahrzeuge: Die jetzigen Müllfahrzeuge sind aus den Jahren 2009 und 2011. 

Es wird aufgrund eines Gesetzes nötig sein ein emissionsfreies Müllfahrzeug zu bestellen. Die 

Lieferzeit solcher Fahrzeugnisse beträgt zwischen ein bis eineinhalb Jahren. 
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• Digitalisierung: Die Vorgänge und internen Abläufe sollten die Kommunikationswege mithilfe der 

Digitalisierung vereinfachen und effizienter gestalten (zB. Überwachung des Winterdienstes). 

 

4. Allfälliges 

Die von den einzelnen im Prüfungsausschuss vertretenen Gemeinderatsfraktionen haben je eine 

Thematik eingebracht, mit der sich der Prüfungsausschuss im laufenden Jahr befassen wird. 

Demnach wird sich die letzte Sitzung voraussichtlich Ende November oder Anfang Dezember mit 

dem Veranstaltungszentrum Z2000 befassen. 

 

5. Gebarungsprüfung 

Das erspare ich Ihnen und komme gleich zur Conclusio aus der Gegenüberstellung von Istbestand 

laut Tagesbericht und Sollbestand ergibt es hier eine vollständige Übereinstimmung. Zum Zeitpunkt 

der Prüfung haben sich 3.291,45 € in der Handkasse der Buchhaltung befunden. Der Betrag deckt 

sich mit dem ausgewiesenen Kassastand der Buchhaltung. 

Der Herr Stadtrat Dummer für Finanzen hat mir eine E-Mail geschrieben. Ich muss auch sagen, 

zurecht, denn der Prüfungsausschussbericht war in dem Bereich etwas ungenau. Er schrieb, „Sehr 

geehrter Herr Mag. Kubat, zum Punkt drei f unter Punkt drei des Berichtes ist festzuhalten“, also es 

geht darum, dass es zwei Müllfahrzeuge gibt, die schon etwas älter sind, „dass der Wirtschaftshof 

über fünf Müllsammelfahrzeuge verfügt, wovon zwei in der aktuellen Legislaturperiode 2021/2024 

angeschafft wurden. Es könnte sonst der Eindruck entstehen, wir haben nur zwei Müllfahrzeuge, 

davon eines aus dem Jahr 2009 eines aus dem Jahr 2011. Da unsere Fahrzeuge mit HV0 Diesel 

betrieben werden, wäre zu prüfen, ob zumindest die zuletzt angeschafften Müllhaken und 

Kranfahrzeuge als emissionsfrei gelten.“ Und ich habe dann nochmals nachgefragt beim Herrn 

Binder, den Leiter der Finanzverwaltung und auch er hat nochmals geschrieben, „Sehr geehrter 

Mag. Kubat, ich kann bestätigen, dass die Stadtgemeinde über fünf Müllfahrzeuge verfügt. Das 

jüngste Fahrzeug wurde 2024 angemeldet und der Scania wurde im Jahr 2021 angemeldet.“ Ich 

bitte hier in diesem Abschnitt diese kleine Ungenauigkeit zu entschuldigen. Dankeschön. 

 

Falb: Ich wollte diesen Bericht nützen, auch als für Personal zuständiger Stadtrat, den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wirtschaftshof für ihre wirklich hervorragende Arbeit zu danken. 

Ich halte auch fest, dass aus meiner Sicht seit wir dort einen Wechsel in der Leitung hatten, vom 

alten Bauhof zum neuen Wirtschaftshof, die Leitungsfunktion an den gegenwärtigen Leiter 

übergegangen ist, eine enorme Verbesserung in der Qualität der Arbeit, in den organisatorischen 

Gegebenheiten haben und der Wirtschaftshof heute wirklich beispielhaft dasteht. Das war in der 

Vergangenheit, nicht aufgrund der Mitarbeiter, sondern weil es tatsächlich Leitungsdefizite gegeben 

hat, nicht so. Danke. 

 

Völkl: Ich bitte um ein Zeichen der Kenntnisnahme. Einstimmig. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig zur Kenntnis genommen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Am Wort ist der erste Herr Vizebürgermeister mit einer Resolution zum Krankenhaus 

 



-11- 
Gemeinderat 06.11.2024 

2. Resolution Krankenhaus 
 

Falb: Ich darf folgenden Amtsbericht zur Verlesung bringen, der eine Resolution an die NÖ 

Landesregierung darstellt. Die vergangenen Wochen waren durch eine öffentliche Debatte über die 

Gesundheitsversorgung in NÖ geprägt. Eine zentrale Thematik dabei waren die künftigen 

Krankenhaus-Standorte im Weinviertel. 

Die Stadt Stockerau und deren Bevölkerung ist von dieser Diskussion insofern unmittelbar betroffen, 

weil unter anderem die mögliche Schließung des Landesklinikums Stockerau – ebenso wie jener in 

Hollabrunn bzw. in Korneuburg – und eine Zusammenführung der drei Standorte zu einem zu einem 

neuen „Krankenhaus Weinviertel Süd-West“ an einem zentralen Standort ins Gespräch gebracht 

wurde. Weitere diesbezügliche Entscheidungen seien für den kommenden Frühling geplant. 

Dem Gemeinderat der Stadt Stockerau ist die Gesundheitsversorgung der Stockerauerinnen und 

Stockerauer, aber auch der Bewohner des Einzugsgebietes der Stadt, ein vorrangiges Anliegen, im 

niedergelassenen Bereich ebenso, wie im Kontext stationärer Versorgungsangebote. 

Die Kliniken Hollabrunn, Stockerau und Korneuburg arbeiten bereits jetzt in einem Verbund. Die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an diesen Standorten leisten hervorragende Arbeit im Dienst der 

Gesundheit, gleichzeitig ist aber festzuhalten, dass schon allein aufgrund der räumlichen 

Gegebenheiten unvermeidliche Effizienzverluste beklagt werden. 

Stockerau muss auch mit der Tatsache leben, dass bestimmte – eigentlich unbedingt erforderliche 

– Angebote, bspw. eine Akutversorgung, am eigenen Standort nicht mehr gegeben sind. Dieser 

Zustand ist aus Sicht der bevölkerungsreichsten Stadt im Weinviertel ein echtes Defizit und auf 

Dauer nicht hinnehmbar. 

Der Gemeinderat der Stadt Stockerau vertritt nicht nur die Auffassung, dass Stockerau als größte 

Stadt im Weinviertel weiterhin ein öffentliches Krankenhaus mit einem Versorgungsangebot auf 

Höhe der Zeit braucht, sondern aus einer Reihe von Gründen, besonders aufgrund seiner Lage und 

der perfekten Verkehrsanbindung, „der“ ideale Standort für den neuen Klinikstandort „Weinviertel 

Süd-West“ ist. In diesem Zusammenhang darf auch auf die seitens der Landespolitik für Stockerau 

abgegebene Standortgarantie hingewiesen werden. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Der Gemeinderat verleiht 

aus all‘ diesen Gründen mit Nachdruck seiner Erwartung Ausdruck, dass diese Umstände in die 

derzeit laufenden Überlegungen einbezogen werden und die Standortentscheidung für die neue 

Klinik, die auch mit zahlreichen weiteren positiven Impulsen verbunden wäre, zugunsten unserer 

Stadt fällt und übermittelt zu diesem Zweck die in der Beilage ersichtliche Resolution an die NÖ 

Landesregierung z.H. LH Mag. Johanna Mikl-Leitner. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Es eine Wortmeldung dazu? Bitte, Herr Stadtrat. 

 

Pfeiler: Danke und einen schönen Abend auch von meiner Seite. Frau Bürgermeisterin, liebe 

Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates und natürlich auch einen schönen guten Abend den 

Zuhörerinnen und Zuhörer hier im Saal und zuhause am Livestream. Natürlich ist auch uns 

GRÜNEN eine lückenlose medizinische Versorgung wichtig. Darum haben wir bereits im letzten 

Jahr auf Lücken in der medizinischen Versorgung in unserer Stadt mit einem Dringlichkeitsantrag 

hingewiesen. Leider ist mit diesem Dringlichkeitsantrag nicht allzu viel passiert. Jetzt kommt der 

nächste Schritt, wo sich vielleicht neue Lücken in der medizinischen Versorgung der Bevölkerung 

auftun. Die Intention der Resolution ist verständlich. Aber, es sind ganz wesentliche Vorfragen völlig 



-12- 
Gemeinderat 06.11.2024 

ungeklärt, über die man eigentlich vorher sprechen müsste. Welchen Standort können wir anbieten 

oder die damit zusammenhängende Vorfrage, welchen Flächenbedarf hat ein solches Krankenhaus, 

das hier beschrieben ist? Wo könnten wir das in Stockerau überhaupt umsetzen? Das ist eine ganz 

elementare Vorfrage. Die zweite Vorfrage, die hier völlig ausgeblendet wird ist, welche finanziellen 

Rahmenbedingungen sind mit einem Krankenhaus Standort verbunden? Welche Auswirkung hat 

das auf die sehr schwer lastenden Standortbeiträge, die die Standortgemeinden von 

Krankenhäusern zu stemmen haben? Alles Vorfragen, die völlig ungeklärt sind. Klar ist auch für uns, 

dass der Standort des Krankenhauses aktuell jedenfalls als Standort einer medizinischen Akut- und 

Basisversorgung erhalten werden sollte.  

 

Zuweisungsantrag 

Ich würde daher gerne Antrag stellen, diese Resolution in den Ausschuss zu verweisen, dass wir 

uns über die wesentlichen Vorfragen unterhalten können. Vielleicht gibt es auch mehr Informationen 

von dir, Martin, du hast den Antrag eingebracht. Vielleicht kannst du uns mehr Informationen geben 

über die Parameter, über die könnten wir dann im Ausschuss sprechen, danke. 

 

Pollak: Liebe Anwesende, liebe Zuhörer. Ich möchte kurz bekräftigen, dass ich die Inhalte dieser 

Resolution unterstreichen möchte aus folgenden Gründen. Als letztes Mal umstrukturiert wurde, war 

das Versprechen im Raum, dass sich die Situation insgesamt auch bei längerer Anreisezeit zu den 

Krankenhäusern verbessern sollte. Das kann man nicht feststellen. Deshalb bin ich auch bei dieser 

jetzigen Umstrukturierung, die vom Land ausgeht, etwas misstrauisch, dass es um Verbesserungen 

für die Patientinnen geht. Ich denke vielmehr, dass es wieder um Einsparungen geht. Was die 

Versorgung mit Krankenhäusern betrifft, ist ja das nördliche NÖ scheinbar nicht so hoch priorisiert 

wie das südliche. Also, möchte ich das noch einmal bekräftigen und unterstreichen, Dankeschön. 

 

Falb: Ich nehme all das zur Kenntnis. Natürlich braucht man einen Standort in einer Stadt. Natürlich 

ist die Frage der finanziellen Rahmenbedingungen zu klären. Aber, zuerst braucht es einmal eine 

Grundsatzentscheidung und wir setzen uns dafür ein, dass diese Grundsatzentscheidung 

zugunsten Stockerau fällt. Das ist ungefähr so, wie wenn ich mich dazu entschließe eine Frau zu 

heiraten und das erste was ich kläre ist, wo gehen die Kinder einmal in die Schule? Jetzt geht es 

einmal darum, dass wir uns dafür einsetzen, wo im südlichen NÖ oder westlichen NÖ ist dieser 

Klinikstandort und wir kämpfen jedenfalls für Stockerau. Ich bitte Sie darum, diese Resolution auf 

jeden Falls zu beschließen und an die Landesregierung abzusenden. Danke. 

 

Völkl: Bitte, Herr Gemeinderat Mayer. 

 

Mayer: Dankeschön. Ich sehe das auch so, dass das sehr wichtig ist, dass wir das an das Land 

schicken. Ich kann aber auch abgewinnen, was du gesagt hast, man sollte schon darüber reden und 

vielleicht kann man parallel fahren, dass man ein Ergebnis hat, was geplant ist, aber als erstes 

würde ich das so machen, wie du gesagt hast. 

 

Völkl: Wenn es keine weiteren Wortmeldungen gibt, dann stimmen wir den Antrag vom Herrn 

Stadtrat Pfeiler über die Zuweisung in den Ausschuss ab. Ich ersuche um ein Zeichen der 

Zustimmung, Dankeschön. Der Antrag wird unterstützt von der Fraktion der GRÜNEN und der FPÖ 

und hat keine Mehrheit gefunden.  
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Abstimmungsergebnis: Abgelehnt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 0 ÖVP 15 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 6 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Der Hauptantrag kommt nun zur Abstimmung. Ich ersuche für diese Resolutionen um ein 

Zeichen der Zustimmung und sehe Zustimmung seitens Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ. 

Gegenstimmen? Keine. Enthaltungen? Fraktion der GRÜNEN.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Rosenberger nimmt an der Sitzung teil 19:11 Uhr 

 

 

 

3. Verleihung Kulturmedaille in Gold – Frank Wolf 
 

Völkl: Dankeschön. Ich komme nun zu meinen Anträgen, beim ersten geht es um die Verleihung der 

Kulturmedaille in Gold an Wolf Frank. Wolf Frank, 1968 in Wien geboren, hatte bereits 1974 seine 

ersten Kinderrollen am Stadttheater Regensburg. Später folgten viele Engagements und Tonträger-

Produktionen, besonders im Wienerlied-Genre. Seit 1989 ist er als freischaffender Künstler tätig. 

Wolf Frank war als Moderator bei Radio Wien und Ö3 beschäftigt, später kamen Fernsehauftritte 

und Engagements als Synchron- und Werbesprecher hinzu. Viele kennen ihn als „Stimmwunder“ 

mit seinen zahlreichen Stimmenimitationen von Peter Alexander bis Helmut Zilk. Frank entwickelte 

sich im Laufe der Jahre zu einem Allround-Entertainer. 

Als Obmann der Wienerlied-Vereinigung „Robert Posch“ setzt sich Wolf Frank bereits seit über zwei 

Jahrzehnten unermüdlich für die Erhaltung und Pflege des Wienerlieds ein und arbeitete jahrelang 

im Vorstand des VOET (Verband österreichischer Textautoren). Dieses Engagement brachte ihm 

schließlich das Silberne Ehrenzeichen des Landes NÖ (2019) sowie das Silberne Verdienstzeichen 

des Landes Wien (2020) ein. 

Wolf Frank lebt seit vielen Jahren in Stockerau und trägt den Namen der Stadt bei seinen 

zahlreichen Auftritten hinaus. Er feierte im Rahmen einer Jubiläumsshow in Stockerau im heurigen 

Frühjahr sein 50. Bühnenjubiläum und gleichzeitig sein 35. Berufsjubiläum.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Verleihung des 

Kulturehrenzeichens in Gold der Stadt Stockerau für besondere Verdienste als Kulturschaffender 

an Herrn Wolf Frank. Ich ersuche um Zustimmung. Eine Wortmeldung. Bitte, Frau Gemeinderätin. 
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Fless-Klinger: Dankeschön. Wir GRÜNEN freuen uns über das sehr vielfältige Angebot von Kunst- 

und Kulturveranstaltungen in unserer Stadt und natürlich sind wir auch für die Ehrungen der 

Personen, die aktiv sind und uns Stockerauer und Stockerauerinnen das ermöglichen. Dennoch soll 

gesagt werden, dass der Ablauf hier ein etwas anderer war. Normalerweise werden die Anträge im 

an den Ausschuss gerichtet. Dann wird im Gemeinderat das Ehrenzeichen beschlossen und dann 

erfolgt die Ehrung. Dieses Mal ist es anders abgelaufen und wir würden gerne bitten, dass das beim 

nächsten Mal wieder in der richtigen Reihenfolge ist. Man kann ja schon in einem Printmedium, das 

uns allen bekannt ist und heute herausgekommen ist, schon lesen, dass der Gemeinderat 

beschlossen hat. Bitte beim nächsten Mal die Reihenfolge einhalten. Dankeschön, 

 

Völkl: Der zweite Antrag ist genauso gelagert, weil am 26.10.2024 die Ehrung war. Ich habe das im 

Vorfeld mit allen Fraktionen, auch mit dem Didi Pfeiler abgesprochen und bin sehr dankbar, dass 

alle dafür Verständnis hatten und ihre Zustimmung gaben. 

 

Osmanovic: Guten Abend an alle von meiner Seite. Ich wollte nur mitteilen, das die Fraktion der 

GRÜNEN immer das Arbeitsübereinkommen beklagt. In diesem Fall war das natürlich hilfreich das 

Arbeitsübereinkommen zu haben, weil wir wurden als Fraktion natürlich vorher von der Frau 

Bürgermeisterin dazu informiert und gefragt, ob das für uns in Ordnung ist. Das heißt die GRÜNEN 

auch, aber wir haben ein Arbeitsübereinkommen und somit haben wir damit kein Problem gehabt, 

weil wir im Vorfeld darüber gesprochen haben. Das wollte ich nur zur Kenntnis bringen. Danke. 

 

Völkl: Danke, Herr StR Osmanovic. Bitte, Herr StR Pfeiler. 

 

Pfeiler: Wir sind darüber informiert worden, dass das angedacht ist und das ist richtig. Und ich habe 

da gesagt, ich muss noch Rücksprache mit meiner Fraktion halten und das ist heute nicht mehr 

abgefragt worden, wie da jetzt unsere Position ist, egal. Jetzt bitte so abstimmen, wie es in der NÖN 

steht, damit in der NÖN das Richtige steht. Dankeschön. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. Einstimmig. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

4. Verleihung Kulturmedaille in Gold – Wolfgang Schneps 
 

Völkl: Verleihung Kulturehrenzeichen in Gold an Wolfgang Schneps. Wolfgang Schneps, geboren 

1965, ist seit über 40 Jahren mit dem Kulturleben in Stockerau eng verbunden.  Begonnen hat alles 

mit den Festspielen Stockerau unter Jürgen Wilke, über die er damals als Reporter der „NÖN“ und 

der „Stockerauer Nachrichten“ berichtete. Ende 1994 wurde Wolfgang Schneps mit der Gründung 

des Duos "Wolfgang & Mandy" selbst musikalisch aktiv. Bald wurde der Bandname um den Zusatz 

"Die Stockerauer" erweitert. Es entstanden erste CD-Produktionen und in den folgenden 30 Jahren 
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wurden viele weitere Tonträger als „Die Stockerauer“ aufgelegt. Neben unzähligen Auftritten, die 

das Duo und damit den Namen „Stockerau“ bis in die Partnerstadt Andernach führte, ist Wolfgang 

Schneps bis heute auch der soziale Aspekt seines Musikschaffens wichtig, wie bspw. regelmäßige 

Auftritte im Pflegeheim Stockerau zeigen.   

Seit vielen Jahren sammelt Wolfgang Schneps darüber hinaus historische Ansichtskarten von 

Stockerau und kann mit seiner Sonderschau „Stockerau in historischen Ansichten“ österreichweit 

auf zahlreiche Prämierungen bei Ausstellungen zurückblicken. Erst kürzlich gründete er den 

Briefmarkenverein "philafreunde2000" und veranstaltete anlässlich 60 Jahre Festspiele Stockerau 

ein Sonderpostamt zur Premiere. Wolfgang Schneps trägt mit seinen umtriebigen Aktivitäten sowohl 

als Musiker als auch als Sammler den Namen der Stadt bis weit über die Grenzen hinaus. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Verleihung des 

Kulturehrenzeichens in Gold der Stadt Stockerau für besondere Verdienste als Kulturschaffender 

an Herrn Wolfgang Schneps. Bitte um Abstimmung, ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrat für Finanzen 

 

5. Änderung – Verordnung über Erhebung der Gebrauchsabgabe 
 

Dummer: Einen schönen guten Abend. Ich habe heute nur zwei Anträge. Der erste betrifft die 

Änderung der Verordnung über die Erhebung der Gebrauchsabgabe. Mit Schreiben vom 09.10.2004 

hat das Land NÖ informiert, dass am 26.09.2024 mit LGBl Nr. 49/2024 der NÖ Gebrauchsabgaben 

Tarif 2025 mit Wirksamkeit ab 01.01.2025 kundgemacht und beschlossen wurde. Die 

Gebrauchsabgaben, die vom Land geregelt wurden, werden gegenüber dem der letzten Erhöhung 

vom Jahr 2017 um durchschnittlich 11,5% angehoben. Grundsätzlich sollen diese Sätze in Zukunft 

ab 01.01.2025 auch bei uns gelten mit zwei Ausnahmen. Das eine wäre die Schanigärten, also die 

Vorgärten für Geschäftslokale und Gastronomielokale, vor allem da soll der Tarif unverändert 

bleiben, weil wir den im Vorjahr angehoben haben mit 18 € pro angefangene 10 m² und pro 

begonnenen Monat. Bei den Warenausräumungen und -aushängungen für die Aufstellung von 

Behältern zur Lagerung und Aufbewahrung von Sachen auf öffentlichem Gut, soll ebenfalls der Tarif 

unverändert bleiben, bei 18 € pro fünf m² und Monat, mindestens jedoch 24 €. Die Verordnung über 

die Erhebung einer Gebrauchsabgabe wäre daher abzuändern und neu zu beschließen.  

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle folgende Verordnung beschließen: Der Gemeinderat 

der Stadtgemeinde Stockerau hat in seiner Sitzung am 06.11.2024 betreffend Erhebung der 

Gebrauchsabgabe folgenden Beschluss gefasst: 
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Der Gemeinderat der Stadt Stockerau beschließt für den über den widmungsmäßigen Zweck 

hinausgehenden Gebrauch von öffentlichem Grund in der Gemeinde die Erhebung einer 

Gebrauchsabgabe nach den Bestimmungen des NÖ Gebrauchsabgabegesetzes 1973, LGBl. 3700, 

in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit dem NÖ Gebrauchsabgabetarif 2025, LGBl. Nr. 

49/2024, wie im Amtsbericht ausgeführt. Die Tarife, vom Bundesland festgelegt, übernehmen wir 

mit den beiden Ausnahmen Vorgarten und Warenausräumung. Besteht der Wunsch, dass ich das 

Landesgesetzblatt vorlese oder können wir das unverlesen beschließen? Es ist dem Amtsbericht 

beigelegt. Dann ersuche ich um Genehmigung für diesen Antrag. 

 

Völkl: Dankeschön, ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe Einstimmigkeit, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

6. Änderung – Kanalabgabenordnung  
 

Dummer: Danke. Der zweite ist die Änderung der Kanalabgabenordnung. Die Gemeinden sind 

aufgrund des § 8 Abs. 5 Finanzverfassungsgesetzes 1948 ermächtigt, Kanalerrichtungsabgaben 

und Kanalbenützungsgebühren nach Maßgabe der Bestimmungen des NÖ Kanalgesetzes 1977 in 

der jeweils geltenden Fassung einzuheben. Die Kanalgebühren wurden zuletzt am 01.01.2023 

angepasst. Seither sind vor allem die Personalkosten (17 %), Stromkosten (100 %) und variablen 

Zinsen (350 %) stark angestiegen. In den letzten Jahren wurden auch hohe Investitionen bei 

Kläranlage, Pumpwerken, Kanalnetzwerk, Blackout Vorsorge und Betriebssicherheit getätigt. 

Auf Basis der Berechnungsgrundlagen und unter Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen des 

NÖ Kanalgesetzes wären die Einheitssätze wie folgt anzupassen:  

Bei der Kanaleinmündungs- und Kanalergänzungsabgabe für den Mischwasserkanal haben wir 

bisher 24,46 € gehabt, ab 01.01.2025 wären es 25,20 €, also eine Erhöhung um 3,03 %. Der 

maximal zulässige Einheitssatz wäre 26,31 €. Beim Schmutzwasserkanal haben wir bisher 17,16 € 

gehabt. Die Erhöhung um 3,15 % wären dann 17,70 € und maximal zulässig wären 24,22 €. Beim 

Regenwasserkanal haben wir bisher 11,44 € gehabt. Auch da soll die Erhöhung 3,15 % betragen, 

das wären dann 11,80 € und maximal zulässig wären 16,14 €. Das sind die Einmündungsabgaben.  

Die Kanalbenützungsgebühr war beim Schmutzwasserkanal der bisherige Einheitssatz 2,36 €. Ab 

01.01.2025 sollen es 2,45 € sein, maximal zulässig wären 3,78 €. Die Erhöhung macht in dem Fall 

3,81 % aus. Beim Mischwasserkanal kommt so wie bisher ein Zuschlag von 10 % dazu gerundet 

und ein erhöhter Einheitssatz für den Mischwasserkanal. Die geänderten Tarife treten nach Ablauf 

der zweiwöchigen Kundmachungsfrist am 01.01.2025 in Kraft und der Gemeinderat wird ersucht, 

die Änderungen in der Kanalabgabenordnung der Stadt Stockerau so zu genehmigen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Kanalabgabenordnung mit den 

Änderungen, wie ich sie vorgelesen habe und wie im Amtsbericht ausgeführt zu beschließen. Ich 
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ersuche auch hier, dass man mich entbindet die Verordnung zur Gänze vorzulesen. Es ändern sich 

nur diese Tarifsätze, alles andere bleibt unverändert. 

 

Völkl: Wortmeldungen? Bitte, Herr Vizebürgermeister. 

 

Scheele: Sehr geehrte Damen und Herren, auch einen schönen guten Abend meinerseits. Es wird 

jetzt niemanden überraschen, dass die Fraktion der SPÖ wenig bis gar keine Freude mit Gebühren-

anpassungen hat. Ganz besonders auch deswegen, weil in der Vergangenheit immer öfter Geld 

dafür, das für die Gemeinden ausgehandelt wurde und reserviert sind, zum größten Teil vom Land 

einbehalten wird und nur zu einem Bruchteil, an die zuständigen Gemeinden ausgeschüttet und 

ausbezahlt wird. Ein Punkt, der uns auch auffällt und stört ist, dass immer wenn es um 

Gebührenerhöhungen geht und um Anpassungen, poppt als erster Punkt in der Begründung die 

hohen Personalkosten auf. Es kommen dann einige Faktoren, was noch alles teurer geworden ist 

und Investitionen, aber grundsätzlich bleibt für unser Empfinden immer nur die Begründung „Wir 

müssen erhöhen, weil das Personal zu viel kostet“. Wir sind der Meinung, wenn wir von unseren 

Bediensteten ordentliche Arbeit verlangen, müssen wir sie auch ordentlich bezahlen und ja, dadurch 

steigen auch regelmäßig die Personalkosten. Wir sind uns auch der Verantwortung, die wir als nicht 

Bürgermeisterpartei für diese Stadt haben bewusst und wir haben das wirklich von den 

unterschiedlichsten Standpunkten aus diskutiert. Es geht uns jetzt nicht um die 3%ige Erhöhung, 

weil wenn ich an die 33%ige Erhöhung der Wassergebühren denke, die sehr moderat ist. Wir haben 

das diskutiert und eine unerwartete Entscheidungshilfe bekommen. Seit einiger Zeit kann man, 

wenn man durch die Stadt geht schöne Tafeln lesen, wo viele tolle Projekte oben stehen, die mit 

fast allen Fraktionen im Gemeinderat entstanden sind. Wenn man sich das Plakat aber dann genau 

anschaut, entsteht der Eindruck, dass das nur quasi die Bürgermeisterpartei, die ÖVP war, die das 

gemacht hat. Deshalb sind wir zu dem Schluss gekommen, dass auch unpopuläre Maßnahmen, wie 

eine Abgabenerhöhung ohne uns stattfinden wird. Dankeschön. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen. Zustimmung der Fraktion der 

FPÖ, der ÖVP, der GRÜNEN. Gegenstimmen? Fraktion der SPÖ 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 7 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Dankeschön. Der Herr Stadtrat für Bauwesen und Stadtentwicklung ist am Wort 

 

7. Änderung – Bebauungsplan Photovoltaik-Anlage 
 

Rosenberger: Guten Abend und Dankeschön, Frau Bürgermeisterin. Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen, liebe Zuseher im Saal und auch zuhause. Ich habe heute drei Punkte. Der erste ist die 

Änderung des Bebauungsplanes Photovoltaik-Anlage.  
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Ich möchte mich bei den Kollegen der anderen Fraktionen bedanken, dass wir bei den PV-Anlagen 

eine wirklich gute Lösung gefunden haben. Ich darf euch den Amtsbericht zur Kenntnis bringen.  

Aufgrund der Festlegungen und der globalen Entwicklungen, insbesondere der steigenden 

Energiepreise, wurde das Thema „Anbringung von Photovoltaikanlagen im Dachbereich“ in der 

Schutzzone deutlich wichtiger und von der Bevölkerung intensiv an die politischen Vertreterinnen 

herangetragen. Dazu gab es im letzten Jahr Überlegungen zur Adaptierung der Festlegungen und 

es wurde auch eine Anpassung vorgenommen. Es hat sich aber herausgestellt, dass diese nicht die 

gewünschten Effekte gebracht hat, weshalb eine neuerliche Adaptierung der Bebauungs-

bestimmungen vorgesehen ist. Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde gemäß § 33 im NÖ 

Raumordnungsgesetz 2014 sechs Wochen in der Zeit vom 12.09. – 24.10.2024 öffentlich 

kundgemacht und ist während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht im Stadtbauamt 

aufgelegen. Die von den Änderungen betroffenen Grundeigentümer wurden schriftlich informiert. 

Innerhalb der Auflegungsfrist wurde eine Stellungnahme abgegeben. Diese Stellungnahme darf ich 

jetzt zur Kenntnis bringen.  

Der Stellungnehmende steht dem Prinzip der Schutzzone positiv gegenüber, dass er an der 

Erhaltung der schönen alten Fassaden im Innenstadtbereich interessiert ist. Bei Energieversorgung 

und Umweltschutz sollte aber bezüglich Ortsbild und Ensembleschutz eine Grenze gezogen und 

PV-Anlagen nicht als Beeinträchtigung gesehen werden. Dachflächen fallen im Allgemeinen 

ohnehin weniger ins Auge als die Fassaden der Häuser. Die Behandlung der Stellungnahme darf 

ich Ihnen auch zur Kenntnis bringen. Auf die Erhaltung eines attraktiven Stadtbildes im 

Innenstadtbereich wird in Stockerau großen Wert gelegt. Die nunmehr vorgesehenen Änderungen 

stellen eine wesentliche Erleichterung für einen großen Teil des Stadtgebietes dar und wird durch 

den ausgearbeiteten Leitfaden die Umsetzung von Photovoltaikanlagen und thermischen 

Solaranlagen deutlich konkretisiert und vereinfacht. Die Notwendigkeit der Einbeziehung und 

Berücksichtigung der Dachflächen ist jedenfalls notwendig, da gerade bei Straßenaufweitungen, die 

Dachflächen einen wesentlichen Anteil bei der Gestaltung des Ortsbildes haben. Insbesondere an 

den Plätzen Rathausplatz und Sparkassaplatz kommt durch die platzförmige Aufweitung des 

Straßenraumes der Dachfläche eine wesentliche Bedeutung im Hinblick auf ein harmonisches 

Ortsbild zu und diese Bereiche sollen dahingehend besonders geschützt werden. Empfehlung an 

den Gemeinderat, der Stellungnahme soll nicht stattgegeben werden und die Beschlussfassung der 

Änderung soll in der aufgelegten Form erfolgen. Bezüglich der Begründungen des beabsichtigten 

Abänderungspunktes, wurde vom Ortsplaner RaumRegionMensch Ziviltechniker GmbH der 

beigelegte Bericht vom September 2024 vorgelegt. Der nachstehende Änderungspunkt soll 

veranlasst werden. Änderung der Bebauungsbestimmungen PV-Anlagen in der Schutzzone. Die 

entsprechenden Änderungen sind im Erläuterungsbericht des DI Michael Fleischmann vom 24.12. 

Ich gehe davon aus, das ist falsch dokumentiert und in den offenen Planunterlagen zur 

Beschlussfassung dargestellt.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Der Gemeinderat der Stadt 

beschließt nach Erörterung der eingelangten Stellungnahme die folgende Verordnung. Ich bitte mich 

von dem Verlesen der Verordnung zu entbinden. Wenn ich das vorlese, sind wir bis Mitternacht nicht 

fertig. Die Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist dann in Kraft und ich bitte um Zustimmung. 

 

Pfeiler: Danke für den Bericht, Markus. Es ist jetzt der dritte Anlaufversuch das Thema Photovoltaik 

in unserer Stadt zu regeln. Irgendwie tut sich Stockerau mit Photovoltaik und erneuerbarer Energie 

schwer, zumindest scheint es so. Hoffentlich klappt es jetzt mit dem dritten Anlauf. Ja Markus, es 
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stimmt, wir haben über dieses Thema in den Ausschüssen immer wieder diskutiert. Wir sehen aber, 

und das habe ich im Ausschuss auch schon gesagt, mit der räumlichen Abgrenzung dieser 

Sparkassaplatz- und vor allem mit der Rathausplatz-Schutzzone ein Problem. Speziell die 

Rathausplatz-Schutzzone ist räumlich überschießend für alle hier im Saal bzw. auch für unsere 

Zuhörerinnen. Die Ausschlusszone Rathausplatz ragt bis in die Donaustraße hinein, wo auch 

nordseitige Dächer, aber auch die anderen Gebäude ausgeschlossen sind. Das ist wirklich 

überschießend, das haben wir im Ausschuss diskutiert. Die Donaustraße jetzt auch von PV 

auszuschließen, insbesondere die südseitigen Dachflächen, das geht uns zu weit. Aufgrund dieser 

wirklich ausufernden PV-Ausschlusszone können wir dieser Form der Bebauungsplanänderung 

nicht zustimmen. Übernommen wurde noch eine Anregung, dass im Bereich des Sparkassaplatzes 

die PV-Ausschlusszone nicht diagonal über zwei Liegenschaften läuft. Dadurch bleibt uns erspart, 

dass wir dreieckige PV-Module in Stockerau montieren. Das ist dankenswerterweise übernommen 

worden. Dann gibt es noch ein Thema mit der öffentlichen Auflage. Frau Bürgermeisterin, da haben 

einige von uns ein E-Mail erreicht und das wäre jetzt wichtig bis zum nächsten Mal klar zu 

beantworten, ob im Rahmen der öffentlichen Einsichtnahme, Abschriften oder Kopien der öffentlich 

aufgelegten Dokumente vorgenommen werden können. Ich denke, es müsste eigentlich erlaubt 

sein. Das ist eine öffentliche Auflage und die Dokumente sind um einiges umfangreicher, so dass 

wenn man eine Stellungnahme abgeben möchte, die Dinge mitnehmen muss, damit man dann auch 

richtig formulieren kann. Es ist ganz wichtig Klarheit zu schaffen, ob bei der öffentlichen 

Einsichtnahme auch Abschriften, Kopien oder ähnliches angefertigt werden dürfen. Dankeschön. 

 

Völkl: Das ist der eine Fall wo Unsicherheit bestanden hat, das wurde abgeklärt. Natürlich darf man 

das machen, bitteschön. 

 

Pfeiler: Dann bitte ich auch die Kolleginnen und Kollegen am Bauamt entsprechend zu informieren, 

damit wir bei den nächsten Einsichtnahmen nicht wieder irgendwelche Hoppalas erleben und für 

alle Beteiligten Klarheit herrscht, welche Rechte und Möglichkeiten da bestehen, Dankeschön. 

 

Völkl: Das war ein Missverständnis und das kommt ab und zu vor. Wir können uns natürlich, Herr 

Stadtrat Pfeiler, in 25 Sätzen über dieses Missverständnis auslassen. Das wurde aber in der Minute 

auch nach Abklärung behoben. Natürlich ist die Klarheit hergestellt und alle Mitarbeiter auf dem 

Bauamt wissen das. Aber danke, dass sie das noch einmal wiederholt haben. Gut, Max bitte. 

 

Rosenberger: Danke Didi, für deine Erklärungen auch. Zur Donaustraße möchte ich noch sagen, 

wir haben das Thema im Ausschuss intensiv diskutiert. Wir haben das auch mit unserem 

Gestaltungsbeirat diskutiert. Das ist einfach ein Konsens, den man gefunden hat, weil wenn man 

sich im Westen des Rathausplatzes befindet und in Richtung Rathausplatz sieht, gehört das zum 

Ensemble dazu. Dieser Meinung haben wir uns angeschlossen und deswegen auch dahingehend 

die örtliche Übernahme und die räumliche Einteilung. Zum Thema der dreieckigen PV-Anlagen, 

kann ich dich beruhigen, es gibt einen Leitfaden und darin wird es diese dreieckigen PV-Anlagen so 

nicht geben, wenn sie überhaupt technisch möglich wären. Dankeschön. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen. Ich sehe Zustimmung der 

FPÖ, der ÖVP, der SPÖ. Enthaltung? Keine. Gegenstimmen? Fraktion der GRÜNEN. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 
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Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Falb: Zur Geschäftsbehandlung wollte ich folgende Frage in den Raum stellen. Ursprünglich beim 

ersten Beschluss hat sich der Gemeinderat Kubat befangen erklärt, weil er selber Immobilien 

entwickelt in der angesprochenen Zone. Heute stimmt er mit. Ich wollte es nur erklärt haben. Ich 

habe es damals für verfehlt gefunden, die Befangenheitserklärung, aber interessiert hätte es mich, 

was die erste Abstimmung von der heutigen unterscheidet. Danke. 

 

Pfeiler: Wir haben den Tagesordnungspunkt schon abgestimmt. Danke, 

 

Falb: Das war kein Debattenbeitrag, sondern eine Wortmeldung zur Geschäftsbehandlung. Danke. 

 

Osmanovic verlässt die Sitzung 19:50 Uhr 

 

 

 

Völkl: Wir kommen zum nächsten Punkt. Herr Stadtrat Rosenberger ist weiter am Wort. 

 

8. TPI. GZ. 41999 – Entlassung aus dem öffentlichen Gut  
 

Rosenberger: Vielen Dank. Der zweite Tagesordnungspunkt ist eine Entlassung aus dem 

öffentlichen Gut. Aufgrund des ausgearbeiteten Teilungsplanes, GZ 41999 vom 21.08.2024 der 

Arge Vermessung, soll das Trennstück 1 im Ausmaß von 20 m² vom öffentlichen Gut der Stadt 

Stockerau abgeschrieben werden. Dieses Trennstück ist bereits im Bestand mit einer Einfriedung 

von der physischen Verkehrsfläche abgetrennt und soll in weiterer Folge an die Grundeigentümerin 

verkauft werden. Gemäß NÖ Straßengesetz ist hier für die Entlassung dieser Teilflächen aus dem 

öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Stockerau zu beschließen.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Das in der Beilage der 

Vermessungsurkunde der Arge Vermessung in der KG Unterzögersdorf dargestellte Trennstück 1 

im Ausmaß von 20 m² wird aus dem öffentlichen Gutsbestand entlassen. Ich bitte um Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 
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9. Mehrkosten Skatepark     
 

Rosenberger: Vielen Dank. Dann komme ich auch schon ins Finale. Es geht diesmal um Mehrkosten 

beim Skatepark. Im Zuge der Errichtung des Skateparks wurde festgestellt, dass im Bereich der 

vorgesehenen Versickerungskörper Schuttablagerungen vorhanden sind. Die Ablagerungen 

wurden durch die Firma Nievelt im Auftrag des Totalunternehmers beprobt und eine grundlegende 

Charakterisierung zur Zuordnung einer Deponieklasse erstellt. In dieser Beurteilung wurde auch 

festgehalten, dass eine Verwertung nicht zulässig ist. Die für die Errichtung des Bauwerkes 

(Betonplatte inkl. vorgesehener frostsicherer Aufbau) sowie der Entwässerungsleitungen 

notwendige Kubatur musste somit auf einer Deponie entsorgt werden. Die entsprechenden 

Entsorgungsnachweise und Rechnungen wurden seitens des Auftragnehmers vorgelegt. 

Aufgrund der Ablagerungen konnte auch die Errichtung der Versickerungskörper nicht an den 

vorgesehenen Stellen erfolgen und es wurden mehrfach Schürfe und Umplanungen durchgeführt, 

bis auf der anderen Straßenseite eine Örtlichkeit gefunden wurde, an der keine Ablagerungen 

vorlagen und der anstehende Boden eine ausreichende Durchlässigkeit aufwies, um eine 

Versickerung zu ermöglichen. Der Durchlässigkeitsbeiwert war deutlich geringer als vom AN im 

Zuge der Kalkulation angenommen, was zu Mehrkosten aufgrund der notwendigen vergrößerten 

Ausführung des Versickerungsbeckens führte. 

Hinsichtlich der Sphärenzuordnung der Kosten der beiden Punkte Ablagerungen und 

Durchlässigkeitsbeiwert wurde eine rechtliche Anfrage an Dr. Casati gerichtet. Auch nach seiner 

Einschätzung sind die Kosten dem Grunde nach anzuerkennen und deren Ursache liegt auch bei 

der gegenständlichen Vertragsgestaltung in der Sphäre des AG (Baugrundrisiko). 

Weiters waren Leistungen für unsere Elektroabteilung beim Versetzen der Lichtmasten für die 

Beleuchtung erforderlich. 

Die TÜV Abnahme wurde in der Ausschreibung nicht gefordert. Es ist jedoch sinnvoll bei einer 

Anlage dieser Art eine Überprüfung durch eine zertifizierte unabhängige Stelle durchzuführen. Die 

Kosten für den TÜV wurden ebenfalls im Angebot berücksichtigt. Leistungen des Bausolls die lt. 

Ausschreibung vorgesehen und nicht erforderlich waren wurden von den Mehrleistungen in Abzug 

gebracht (Sickerversuche, Behördenverhandlung, Reduktion Flächenpflaster). Die Mehr- und 

Minderkosten aus den angeführten Leistungsänderungen betragen 36.260,23 € netto (eingereicht 

durch den AN 42.032,37 €). Die Mehrkosten wurden im Ausmaß von 30.000 € (Abschätzung vor 

Einreichung der Höhe nach) im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Mehrkosten für die Errichtung 

des Skateparks werden die Kosaplaner GmbH in Höhe von € 36.260,23 netto beauftragt. Bitte um 

Ihre Zustimmung. 

 

Mayer: Wir werden diesen Antrag natürlich nicht zustimmen, weil wir für den Skatepark auch nicht 

gestimmt haben wegen unserer Budgetlage. Was mir auffällt ist, dass wir eigentlich nie ein Projekt 

durchbringen, wo wir die Endpreise einhalten. Das fällt mir bei allen Projekten auf und ich möchte 

schon sagen, es ist immer leicht am Anfang etwas vorzulegen und wenn dann die Folgekosten 

kommen, kann man ja gar nicht raus. Man muss das fertig machen. Deswegen würde ich sagen, es 

sollte genauer darauf geachtet werden, dass alle Maßnahmen eingebunden werden und wie ich 

schon einmal angemerkt habe, diese Kostenbeiträge nicht immer so stückweise hinauf zu ziehen. 

Wir haben einen zweiten Punkt, wo es wieder eine Nachtragsbeauftragung gibt, obwohl das von der 
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Firma angeschaut worden ist. Ich sage nur, wenn die SPÖ in der Regierung wäre, ich kann mich 

erinnern, die ÖVP hat sich immer maßlos aufgeregt, wenn so etwas passiert ist. Danke. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, bitte. Zwei Wortmeldungen. 

 

Falb: Die ÖVP hat sich über vieles aufgeregt, das stimmt, über solche Sachen aber natürlich nicht. 

Warum? Weil Dinge, die während der Bauarbeiten auftreten, in dem Fall geht es jetzt nach meinem 

Verständnis um die Beschaffung des Untergrundes, sind wirklich schwer abschätzbar im Vorhinein, 

bitte dafür um Verständnis, danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat, bitte. 

 

Rosenberger: Meine Wortmeldung geht in die gleiche Richtung. Der Untergrund hat sich ganz 

anders dargestellt, als wir grundsätzlich davon ausgegangen wären. Dass die Versickerung so nicht 

funktioniert und was darunter war, mit dem hat man nicht gerechnet. Die Beprobungen haben das 

auch nicht ergeben. Ein Projekt zwischendurch deswegen komplett abzubrechen geht nicht. 

Projekte dieser Größenordnung ergeben gegebenenfalls Mehrkosten. Du hast natürlich recht, da 

müssen wir mit, wir wollen mit. Es wäre mir auch lieber, wenn es nicht so gewesen wäre und wenn 

wir diese € 37.000,- über dem Daumen nicht zahlen hätten müssen, sondern der Untergrund so 

gepasst hätte wie ursprünglich gedacht gewesen wäre. Da ergibt sich ganz einfach was, wenn man 

im Detail dann reinschaut. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen. Ich sehe 

Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, der GRÜNEN. Gegenstimmen? Fraktion der FPÖ, 

Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 1 FPÖ 0 

 

Corkovic nimmt an der Sitzung teil, Völkl verlässt die Sitzung 19:50 

 

 

 

Falb: Wir kommen zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Beteiligungen und Liegenschaften. 

 

10. Kaufvertrag Trennstück 1 Grundstück Nummer 136 KG 

Unterzögersdorf 
 

Koll: Guten Abend meinerseits. Mein erster Antrag ist der Anschlussantrag an das, was der Markus 

Rosenberger gerade verlesen hat. Das heißt, in Wirklichkeit haben wir ein Grundstück aus der 

Öffentlichkeit entlassen und er hat es schon erwähnt, wir wollen gerne dieses Trennstück im 

Ausmaß von 20 m² an die dort ansässige Anrainerin verkaufen. Das ist die Frau Claudia Weinlinger, 

die angefragt hat, ob sie dieses Trennstück erwerben kann. Wir haben das im Ausschuss 
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besprochen und einen Kaufpreis von € 150/m² im Ausschuss beschlossen. Das ergibt bei 20 m² € 

3.000. Die Kosten des Kaufvertragsentwurfs trägt die Käuferin. Das Trennstück befindet sich aktuell 

in der Widmung Verkehrsfläche öffentlich und wurde mit dem heutigen Beschluss aus dem 

öffentlichen Gutsbestand entlassen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Das Trennstück 1 des 

Vermessungsplans der Arge Vermessung GZ 41999 vom 21.08.2024 im Ausmaß von 20 m² wird 

zum Gesamtpreis von € 3.000,- an Frau Claudia Weinlinger gemäß dem beiliegenden Vertrag 

verkauft. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Falb: Gibt es Wortmeldungen? Wenn dem nicht so ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. 

Einstimmigkeit, danke. Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 21, vorgezogen aus dem nicht 

öffentlichen Teil.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 14 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 6 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl, Osmanovic nehmen an der Sitzung wieder teil 19:52 Uhr 

 

 

 

21. Grundverkauf Reiß 
 

Koll: Dankeschön. Vielleicht nur ein Satz, warum es ursprünglich in der Aussendung im nicht 

öffentlichen Teil war und jetzt doch im öffentlichen ist. Ich habe die Erfahrung gemacht, zwei Mal bei 

Schrebergartenverkäufen, dass ich damals von den jeweiligen Kaufinteressierten gebeten wurde, 

das im nicht öffentlichen Bereich zu machen, weil irgendwelche familiären Überlegungen 

dahintergestanden sind. Darum habe ich das mit der Stadtamtsdirektorin besprochen und sie hat 

gesagt, okay, es ist egal, wir können das auch im nicht öffentlichen Teil machen. Jetzt haben wir 

das aber geändert, um das mit völliger Transparenz im öffentlichen zu machen, weil das am Ende 

des Tages ohnehin im Grundbuch nachzuschauen ist und dort Vertrag und Preis ablesbar sind. Wir 

haben fünf gleichlautende Verträge, die sich nur unterscheiden in der Fläche und in den 

Kaufpreisen. Ich würde gerne den ersten Amtsbericht verlesen, der die Frau Gelinde Reiß betrifft 

und dann die anderen nicht vollinhaltlich vorlesen, sondern nur noch in die wichtigsten Punkte. Der 

erste ist, dass die Frau Gelinde Reiß, aus 2000 Stockerau, Johann-Plöch-Gasse 8a um käufliche 

Überlassung des Grundstücks Parzelle 118/72, EZ 31, KG Stockerau im Kleingarten Zum 

Spitzgarten ersucht. Das Grundstück im Ausmaß von 209 m² liegt laut rechtskräftigem 

Flächenwidmungsplan der Stadt im Grünland, Kleingartengebiet. Als Kaufpreis wurde ein m² Preis 

von € 140,- vereinbart. Das ergibt somit einen Grundstückspreis in Höhe von € 29.260,-. Wir hatten 

eine Konferenz mit allen interessierten Schrebergartenkäufern, in der wir ausdiskutiert haben, eine 

allfällige Besserungsklausel, die dort schließlich angenommen wurde und zu folgendem Ergebnis 

geführt hat, was wir auch im Ausschuss vorab besprochen hatten. Diese Besserungsklausel lautet: 
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Sollte im Zeitraum von zehn Jahren demnach bis längstens 31.12.2034 durch Änderung der 

gesetzlichen Bedingungen oder durch Umwidmung auf dem vertragsgegenständlichen Grundstück, 

in dem Fall Nummer 118/72, KG 11142 Stockerau, die dauerhafte Bewohnung (Begründung eines 

Hauptwohnsitzes) rechtlich möglich werden und tatsächlich eine Hauptwohnsitzmeldung auf 

Grundstück 118/72 erfolgt oder das Grundstück in dem Fall 118/72, KG 11142 nach einer Änderung 

der gesetzlichen Bedingung oder einer Umwidmung verkauft bzw. entgeltlich oder unentgeltlich 

übertragen werden, ist die kaufenden Partei aufgrund einvernehmlich und einseitig unwiderruflich 

getroffener Vereinbarung, verpflichtet, eine Nachbesserung auf den Kaufpreis in Höhe von € 140,- 

pro m², sohin einen Betrag in diesem Beispiel von € 29.260,- zu leisten. Diese 

Nachzahlungsverpflichtung ist wertgesichert nachdem von der Statistik Austria monatlich 

verlautbarten Verbraucherpreisindex 2020, wobei der Wert für den Monat Jänner 2025 als 

Ausgangsbasis dient und diese nach Vorschreibung durch die verkaufende Partei innerhalb einer 

Frist von acht Wochen zur Zahlung fällig. Die kaufende Partei ist rechtsverbindlich verpflichtet, diese 

Nachbesserungsvereinbarung unter Aufrechterhaltung ihrer solidarischen Haftung auf sämtliche 

Teil- oder Gesamtrechtsnachfolge im Eigentum an den Kaufgegenstand zu überbinden. Verletzt die 

kaufende Partei, aus welchem Grund auch immer, die Überbindungspflicht gilt für jeden Verstoß 

eine Konventionalstrafe in Höhe von € 5.000,-. Die kaufende Partei nimmt allerdings ausdrücklich 

zur Kenntnis, dass die Möglichkeit der Geltendmachung weiterer Schadensersatzansprüche durch 

die verkaufende Partei aus der Verletzung der Überbindungspflicht unberührt bleibt. Auch die 

Konventionalstrafe ist wertgesichert. Klarstellend wird festgehalten, dass eine Kaufpreisreduktion 

einvernehmlich, rechtsverbindlich und einseitig unwiderruflich, aus welchem Grund auch immer, 

jedenfalls ausgeschlossen wird. Auf eine Absicherung dieser allfälligen Kaufpreisnachbesserung, 

insbesondere durch pfandrechtliche Sicherstellung im Grundbuch, wird von den Vertragsparteien 

trotz eingehender Belehrung durch den Schriftverfasser und Treuhänder einvernehmlich und 

einseitig unwiderruflich verzichtet. Die Vertragsparteien erklären in Kenntnis darüber zu sein, dass 

sofern sich ein Nachbesserungsbetrag ergibt, ein Nachtrag zum Kaufvertrag zwecks Abfuhr der 

öffentlichen Abgaben zu errichten ist. Kosten für die Errichtung des Nachtrags, Verkehrssteuern und 

Gebühren, ausgenommen die Ertragsteuern, die die verkaufende Partei zu tragen hat, trägt die 

kaufende Partei. Sämtliche Vertragsparteien verpflichten sich rechtsverbindlich und einseitig, 

unwiderruflich allfällige Nachbesserungsbeträge unaufgefordert binnen vier Wochen nach dem 

Bedingungseintritt zur Abwicklung bei dem Urkundenverfasser Mag. Simon Kandlhofer, öffentlicher 

Notar, zu melden. Sämtliche mit Verkauf verbundenen Kosten sind von den Käufern zu 

übernehmen. 

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Stadt Stockerau verkauft 

an Frau Gerlinde Reiß die Parzelle Nummer 118/72, Ausmaß 209 m² zu folgenden Bedingungen. 

Erstens der Kaufpreis beträgt € 140/m², somit insgesamt € 29.260,- und im Kaufvertrag soll 

nachfolgende Besserungsklausel aufgenommen werden. Das ist jene, die ich gerade verlesen habe 

und ich bitte um Ihre Zustimmung zu diesem Antrag. 

 

Kubat: Ich wollte begründen, warum ich gegen diesen Antrag bin. Solange wir keine weiteren 

Kleingärten ankaufen will ich nicht, dass Kleingärten verkauft werden. Kleingärten erfüllen einen 

sehr wichtigen und sozialen Faktor und daher sollte man, wenn man Kleingärten verkauft auch 

gleichzeitig die Entwicklung neuer Kleingartensiedlungen vornehmen. Da diese Perspektive mir fehlt 

mit der Entwicklung von neuen Kleingartensiedlungen, stimme ich gegen den Verkauf von 

Kleingärten. Dankeschön. 
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Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier 

Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ, vom Herrn Stadtrat Pfeiler und vom Herrn 

Gemeinderat Muth. Enthaltungen? Frau Gemeinderätin Fless-Klinger, Herr Gemeinderat Klinger. 

Gegenstimme? Herr Gemeinderat Kubat. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 1    Kubat GRÜNE 2 Fless-Klinger, Klinger 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

22. Grundverkauf Gangl 
 

Koll: Dankeschön, wenn ich das so fortsetzen darf? Ich bitte um sofortige Proteste, wenn Sie das 

noch einmal vorgelesen haben wollen. Die nächste Kaufinteressentin ist die Frau Hildegard Gangl, 

die auch einen Schrebergarten käuflich erwerben will. In dem Fall ist es die Parzelle Nummer 

118/59, EZ 31, KG Stockerau. Ein Kleingarten Zum Spitzgarten. 

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, die Stadtgemeinde Stockerau verkauft an Frau Hildegard Gangl, die Parzelle 

Nummer 118/59, Ausmaß 198 m² zu folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt € 140,-/m², 

somit insgesamt € 27.720,-. Die bereits bekannte Besserungsklausel soll aufgenommen werden. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich sehe Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ, Herrn Gemeinderat Muth und 

Herrn Stadtrat Pfeiler. Enthaltung? Frau Gemeinderätin Fless-Klinger und Herr Gemeinderat 

Klinger. Gegenstimme? Gemeinderat Kubat. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 1    Kubat GRÜNE 2 Fless-Klinger, Klinger 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

23. Grundverkauf Grabler-Fritz 
 

Koll: Dankeschön. Nächste ist die Frau Nadja Grabler-Fritz, die einen Kleingarten kaufen möchte, 

auch Zum Spitzgarten. 

  



-26- 
Gemeinderat 06.11.2024 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, die Stadtgemeinde Stockerau verkauft an Frau Nadja Grabler-Fritz, die 

Parzelle Nummer 118/68 im Ausmaß von 170 m² zu folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt 

€ 140,-/m², somit insgesamt € 23.800,-. Die bekannte Besserungsklausel ist inhaltsgleich auch da 

enthalten. Ich ersuche höflich um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Ich sehe Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ, Herr 

Gemeinderat Muth und Herr Stadtrat Pfeiler. Gegenstimmen? Herr Gemeinderat Kubat. Enthaltung? 

Frau Gemeinderätin Fless-Klinger und Herr Gemeinderat Klinger. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 1    Kubat GRÜNE 2 Fless-Klinger, Klinger 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

24. Grundverkauf Deinhofer 
 

Koll: Dankeschön. Der nächste Grundverkauf betrifft Herrn und Frau Martin und Claudia Deinhofer. 

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, die Stadt Stockerau verkauft an Herrn und Frau Martin und Claudia Deinhofer 

die Parzelle Nummer 118/76, Ausmaß 220 m² zu folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt € 

140/m², somit insgesamt € 30.800,-. In den Kaufvertrag kommt die gleiche Besserungsklausel vor. 

Dieser Schrebergarten befindet sich auch Zum Spitzgarten. Ich bitte um Zustimmung, 

 

Völkl: Ich ersuche um Abstimmung. Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der 

SPÖ, Herr Gemeinderat Muth und Herr Stadtrat Pfeiler. Enthaltungen? Herr Gemeinderat Klinger 

und Frau Gemeinderätin Fless-Klinger. Gegenstimme? Matthias Kubat. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 1    Kubat GRÜNE 2 Fless-Klinger, Klinger 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

25. Grundverkauf Baumann 
 

Koll: Jetzt kommt der letzte Antrag dieser Art. Dieser betrifft Herrn und Frau Eduard und Irene 

Baumann, die in der Dag-Hammerskjöld-Gasse 3/2/31 wohnhaft sind. Die möchten einen kleinen 

Garten kaufen, der dort in der Gegend liegt, nämlich Ing.-Herbert-Jelinek-Weg 4. Da dort die Lage 
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ein bisschen besser ist haben wir im Ausschuss beschlossen, dass dort der m² € 160,- kosten soll. 

Die Besserungsklausel ist völlig identisch mit der, die ich vorgelesen habe. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Stadt Stockerau verkauft an 

Herrn und Frau Eduard und Irene Baumann, die Parzelle Nummer 1110/11, im Ausmaß von 360 m² 

zu folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt € 160/m², somit insgesamt € 50.560. Die 

Besserungsklausel ist identisch. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Eine Wortmeldung. Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Nur eine kurze Frage zu der Nachbesserungsklausel, aus der werde nicht ganz schlau. Es 

gibt einen höheren Verkaufspreis, das haben Sie erläutert. Die Nachbesserungsklausel beginnt aber 

auch mit € 140 mit dem Index. Was passiert jetzt in dem Fall, wenn der Index getriebene Wert den 

aktuellen Kaufwert noch nicht geschnitten hat. 

 

Koll: In diesem Fall jetzt oder generell? 

 

Pfeiler: In diesem konkreten Fall. In den anderen Fällen ist es eh klar. 

 

Koll: Das ist auch eine Aufzahlung, die sich errechnet aus € 140 plus Index, natürlich identisch wie 

bei allen anderen auch. 

 

Pfeiler: Dankeschön. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung. Zustimmung der Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ, Gemeinderat 

Muth und Stadtrat Pfeiler. Enthaltungen? Gemeinderat Klinger und Frau Gemeinderätin Fless-

Klinger. Gegenstimme? Gemeinderat Kubat. 

 

Koll: Vielen Dank. Ja, das war es bis jetzt. Es kommt dann später noch. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 1    Kubat GRÜNE 2 Fless-Klinger, Klinger 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Falb verlässt die Sitzung 20:07 Uhr 

 

 

 

11. Kostenbeitrag Menschenbilder 2025  
 

Völkl:  Danke. Wir kommen zu den Anträgen vom 2. Herrn Vizebürgermeister, Stadtrat für Kultur 

und Veranstaltungswesen, bitteschön. 
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Scheele: Danke, Frau Bürgermeisterin. Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, ich darf Ihnen drei 

Amtsberichte zur Beschlussfassung vorlegen. Der erste wäre „Kostenbeitrag Menschenbilder 2025“. 

Im kommenden Frühling vom 02. – 30.04.2025 soll die Fotoausstellung Menschenbilder zum dritten 

Mal in Stockerau am Sparkassaplatz zu Gast sein. Dabei werden übergroße Portraitfotos montiert 

und auf Sitzbänken gezeigt, die sich auf unterschiedliche Weise und mit vielfältigen Stilen, 

spannenden Charakteren und Gesichtern nähert. Diese Ausstellung wird über den gesamten 

Zeitraum für die Bevölkerung frei zugänglich sein. Organisiert wird die Wanderausstellung von der 

Landesinnung für Berufsfotografie. Für diese Wanderausstellung ist nun das Ansuchen um einen 

Kostenbeitrag in Höhe von € 3.600,- eingelangt, der ist im Vergleich zu den letzten Ausstellungen 

unverändert. Die Stadtgemeinde hat sich bereits 2023 mit einem Kostenbeitrag beteiligt. Die Höhe 

des genannten Betrages ist im Budget für Kultur 2025 vorgesehen. Das Ansuchen wurde im 

Ausschuss behandelt und einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Stadt Stockerau wolle sich mit 

einem Kostenbeitrag in Höhe von € 3.600,- an der Wanderausstellung Menschenbilder 2025 

beteiligen. Ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung. Herr Stadtrat Dummer, bitte. 

 

Dummer: Wir beschließen das jetzt für das Jahr 2025 und werden das im Voranschlag entsprechend 

berücksichtigen. Man muss aber der Ordnung halber festhalten, dass der erst beschlossen werden 

muss. Das muss dem Förderwerber kommuniziert werden, dass wir das mit der Voraussetzung 

unterstützen, wenn der Voranschlag zustande kommt, sonst können wir es nicht umsetzen. Das gilt 

für alles, was wir jetzt für 2025 schon beschließen. Ich will es nicht wieder wiederholen. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Vielen Dank Gerhard für deine Erläuterungen. Danke auch bereits jetzt, dass wir 2025 

wieder Kultur im öffentlichen Raum schaffen. Für mich persönlich ist Kultur im öffentlichen Raum 

ganz ein wesentlicher Punkt. Danke Herr Vizebürgermeister, dass wir da wieder einen wirklichen 

Akzent setzen auf dem Sparkassaplatz. Das bringt Attraktivität und es ist unheimlich wichtig, dass 

es Kultur im öffentlichen Raum gibt. Diese Wanderausstellung ist ein toller Fänger. Das hat die 

letzten zwei Male viele Leute wirklich beeindruckt und es ist nicht nur schön zum Anschauen, 

sondern es belebt auch diese Stadt. Ich glaube, Kultur im öffentlichen Raum nimmt man erst dann 

wirklich wahr, wenn sie nicht mehr da ist. Das ist der wesentliche Aspekt und deswegen bin ich auch 

froh, dass wir solche Möglichkeiten auch schaffen und das auch umsetzen und hoffentlich auch im 

Budget unterbringen. Dankeschön. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Sehe hier 

Einstimmigkeit und danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 14 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 
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12. Lenautheater – Subvention 2024/2025 
 

Scheele: Danke. Der zweite Amtsbericht betrifft das Lenautheater, Subvention 2024/25. Der Verein 

Lenautheater Stockerau geht heuer in die 16. Spielsaison. In der kommenden Saison, stehen von 

Oktober 2024 bis Mai 2025, 16 Produktionen inkl. Kindervorstellungen im Programm. Die 

Darbietungen finden im Lenausaal des Z2000 statt. Nun ist das Ansuchen eingegangen, das 

Lenautheater, wie in der vergangenen Saison, mit € 5.000,- als einmalige Unterstützung für 2024/25 

zu fördern. Diese Subvention der Stadt ist zudem Voraussetzung um eine weitere Förderung durch 

das Land NÖ gewährt zu bekommen. Weiters soll laut Rahmenvereinbarung aus dem Jahr 2022 die 

unentgeltliche Nutzung des Lenausaals mit Technik, die Unterstützung für den Auf- und Abbau der 

Bühnenelemente bzw. des Bühnenportals durch Gemeindemitarbeiter, Kartendruck und Bewerbung 

auf die Litfaßsäulen sowie die Bewerbung in der Stadtzeitung „Unsere Stadt“ erfolgen. Das wurde 

im Ausschuss behandelt und einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. 

 

Antrag 

Es wird den Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Der Verein Lenauheater Stockerau 

erhält für die Spielsaison 2024/25 eine einmalige Subvention in Höhe von € 5.000,- sowie die 

Unterstützung laut Rahmenvereinbarung 2022. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, bitte Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Danke für den Amtsbericht. Das Lenautheater mit der 16. Spielsaison gehört, Gott sei Dank, 

schon zum fixen Bestandteil des Kultur- und Theaterangebotes in Stockerau. Wir haben es im 

Amtsbericht gehört, dass zwei Schienen hier angeboten werden. Das Kindertheater am Nachmittag 

und am Abend wirklich qualitätsvolle Produktionen ganz unterschiedlicher Art. Ich kann wirklich alle 

Kolleginnen und Kollegen und alle, die uns zuhören einladen, das Lenautheater zu besuchen. Es 

sind immer wunderbare Abende hier in diesen Räumlichkeiten. Ich finde es wichtig, dass wir das 

Lenautheater als unser Stadttheater begreifen und in diesem Licht auch den Förderbetrag mit € 

5.000,- betrachten. Hätten wir ein gebautes Stadttheater, würde uns das ein Vielfaches von diesen 

€ 5.000,- kosten an Unterstützung. Vor dem Hintergrund sage ich, so günstig gibt es nirgends ein 

Stadttheater und dafür sollten wir den Menschen, die bei diesem Verein Lenautheater ehrenamtlich 

tätig sind und das ehrenamtlich auf die Beine stellen, wirklich danke sagen, dass die uns ein 

Stadttheater nach Stockerau bringen mit 16 Produktionen in der nächsten Saison, in der 16. 

Spielsaison. Das ist ein wirklich großartiges Kulturangebot. Dankeschön. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung und sehe hier 

Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 14 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 
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13. Museum – Mitgliedschaft „Iron Age Danube Route“  
 

Scheele: Ich bedanke mich. Mein letzter Punkt betrifft das Bezirksmuseum. Mitgliedschaft „Iron Age 

Danube Route“. Das ist eine nicht staatliche, gemeinnützige kulturelle Organisation, die sich der 

Förderung, der Forschung und dem Schutz des eisenzeitlichen Erbes im Donauraum widmet. Der 

archäologische Schwerpunkt unseres Bezirksmuseums Stockerau mit der Hallstattkultur und der 

„Mondidol“, als Highlight der Sammlung, verbunden mit der geographischen Lage an der Donau, 

entspricht den Vereinsinhalten genau. Mit der Mitgliedschaft ist auch das Recht in den Publikationen 

Beiträge zu veröffentlichen verbunden. Die wissenschaftlichen Beiträge dazu übernimmt unser 

Kustos der Archäologischen Sammlung, Felix Köstelbauer. Die Gelegenheit zur Veröffentlichung 

von Fachartikeln trägt dazu bei, das Bezirksmuseum und damit unsere Stadt bei Interessierten der 

Fachwelt und Publikum überregional sichtbarer zu machen. Darüber hinaus ist die Mitgliedschaft 

ein weiterer Schritt im Auftrag an unserem Museum Forschung zu ermöglichen. Der Mitgliedsbeitrag 

bei „Iron Age Danube Route“ beteiligt jährlich € 250. Das Anliegen wurde im Ausschuss behandelt 

und einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Der Organisation „Iron Age Danube 

Route“ mit dem Bezirksmuseum Stockerau beizutreten. Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt € 250. 

Ich ersuche um Ihre Zustimmung 

 

Völkl: Bitte um Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 14 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Falb nimmt an der Sitzung wieder teil 20:18 Uhr 

 

 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat für Soziales, Gesundheit, Bildung und Integration ist am Wort.  

 

14. Heizkostenunterstützung – Heizperiode 2024/2025 
 

Osmanovic: Vielen Dank, Frau Bürgermeisterin. Ich habe heute einen Tagesordnungspunkt und 

zwar geht es um die Heizkostenunterstützung für die Heizperiode 2024/25. Ich bringe Ihnen gerne 

den Amtsbericht zur Kenntnis. Die Situation am Energiemarkt ist im Vergleich zum Vorjahr nicht 

mehr so angespannt. Die Energiepreise für die Haushalte sind um zirka ein Drittel gesunken. Die 

Heizkostenunterstützung soll demnach gleichfalls um ein Drittel reduziert werden. Für die 

Heizperiode 2024/25 soll daher eine Heizkostenunterstützung in Höhe von einmalig € 200,- für den 

anspruchsberechtigten Personenkreis gewährt werden. Die entsprechende Bedeckung der 

Heizkostenunterstützung wird im Voranschlag 2025 vorgesehen werden. 
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Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Heizkostenunterstützung für 

die Heizperiode 2024/25 beträgt einmalig € 200,- pro Antragstellerin bzw. Antragsteller. Die 

nachfolgende Richtlinie für die Gewährung der Heizkostenunterstützung der Stadtgemeinde 

Stockerau wird genehmigt. Ich ersuche mich von der Verlesung der Richtlinie zu entbinden, da die 

im Amtsbericht beigelegt wurde und sich hier zwei Dinge ändern, einerseits die Höhe und 

andererseits, dass das erneuert wird für die aktuelle Heizperiode 2024/25, Danke. 

 

Völkl: Dankeschön, bitte eine Wortmeldung. 

 

Pfeiler: Adi, du hast das schon gesagt, der Betrag gehört korrigiert, das finden wir auch. Nämlich 

nicht nur der Betrag in der Richtlinie selber, sondern auch der Betrag im Amtsbericht. Da ist nämlich 

hinsichtlich der Anpassung ein bisschen etwas klarzustellen, meiner Meinung nach. Es gab eine 

gewisse Entspannung auch bei den Energiepreisen. Ich orientiere mich immer ganz gerne an dem 

Energiepreisindex der österreichischen Energieagentur. Wenn man jetzt nachrechnet, hat sich der 

Energiepreisindex gegenüber dem letzten Jahr entspannt, ja. Der Energiepreisindex ist gegenüber 

dem letzten Jahr um 15% gesunken. Das heißt, die Reduktion von € 300,- auf € 200,- ist eigentlich 

eine komplett überschießende Reduktion. Da habt ihr in eurer Allianz leider ein bisschen schlecht 

verhandelt, kommt mir vor. Ihr habt für die Menschen schlecht verhandelt, die es wirklich brauchen. 

Auch wenn man es auf eine andere Art rechnet, nämlich wenn wir uns anschauen, bevor die 

Energiekrise begonnen hat, hatten wir eine Heizkostenunterstützung von € 120. Wir liegen aber jetzt 

bei den Gaspreisen, auch bei den Fernwärmekosten gegenüber diesem Vorkrisenniveau um 120% 

über dem. Wenn ich jetzt die € 120,- plus, die 120% von der Vorkrise beim Erdgas hernehme, 

komme ich wieder auf € 260,- genauso wie wenn ich sage, die € 300,- minus 15% zum Vorjahr. Ich 

glaube, dass da eine riesengroße Lücke in dem Antrag ist und dass man sich jetzt nicht täuschen 

lassen sollte, dass es eine gewisse Entspannung gab. Die Energiepreise sind gegenüber dem 

Vorkrisenniveau noch immer wahnsinnig hoch. Vor allem Menschen, die in einer Wohnung wohnen 

und nicht Umstellungen vornehmen können, weg vom Gas oder die einen Fernwärmeanschluss 

haben und den Preis zahlen müssen, der mit der Rechnung kommt und da auch nicht auskönnen.  

 

Abänderungsantrag 

Darum stelle ich den Abänderungsantrag, dass der Heizkostenzuschuss in der kommenden 

Heizperiode € 260,- pro antragstellende Person beträgt, Dankeschön. 

 

Osmanovic: Didi, Danke für deine Wortmeldung. Du warst leider in meinem Ausschuss damals nicht 

dabei, wie das im Jahr davor besprochen wurde, für die Heizperiode 2023/24. Da hat der Gerhard, 

der war dabei, schon die Intention gehabt, dass wir runter gehen von den € 300,-. Einfach aus 

Kostengründen, weil hier ein gewisses Budget verwendet wird, für diesen Zuschuss. Da haben wir 

Argumente dafür und Argumente dagegen abgewogen. Die Frau Bürgermeisterin hat sich dafür 

ausgesprochen, dass wir bei € 300,- bleiben, weil die Situation 2023/24, wenn man sich die 

Landesenergieversorger anschaut, noch immer nicht entspannt war. Die waren hochpreisiger 

gegenüber den anderen. Hier geht es auch darum eine gewisse Treffsicherheit zu haben. Wen 

unterstütze ich? Jemand, der wechseln kann online, der nimmt sich die Preise oder holt sich die 

leichter ab als jemand, der das vielleicht nicht kann. Wir haben uns damals entschieden, dass wir 

zwei Jahre hintereinander bei € 300,- bleiben. Das ist der höchste Wert, den es je gegeben hat für 

einen Heizkostenzuschuss. Das wurde so gemacht und da habe ich dafür appelliert, dass wir das 

machen. Jetzt hat sich die Situation deutlich geändert. Der Landesenergieversorger hat Preise, die 

rund ein Drittel günstiger sind als das Jahr davor. Der Landesenergieversorg hat letztes Jahr über 
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300.000 Kundinnen und Kunden gekündigt und da hat er einen Marktanteil gehabt um die 80% oder 

mehr. Das heißt, das ist das Maß der Dinge und von dem gehen wir aus. Alle anderen, die auch 

noch am Markt teilnehmen, haben möglicherweise eine andere Preisgestaltung. Aber die Personen, 

die dazu kommen, solche Verträge abzuschließen, die sind vielleicht gar nicht in der Situation, einen 

Heizkostenzuschuss zu beantragen. Daher haben wir das wieder im Ausschuss diskutiert. Es war 

eine einstimmige Empfehlung im Ausschuss, das so zu machen. Ich habe wiederum mit dem 

Gerhard schon im Vorfeld gesprochen und habe angekündigt, wie ich das sehe und dass ich keine 

drastische Reduktion haben möchte. Wir reden hier von Menschen, die unter der Armutsschwelle 

liegen, weil die Armutsschwelle von der Armutskonferenz, die liegt über dem Wert, den diese 

Ausgleichszulage definiert. Wir als Stadt Stockerau haben sogar eine zehn prozentige höhere 

Toleranz eingebaut, weil wir gesagt haben der Wert, der vom Land vorgegeben wird, ist es ein 

Bundesgesetz, ist uns zu gering. Wir geben noch eine zehn prozentige Toleranzgrenze, damit wir 

mehr Menschen damit erreichen. Das sind alles Argumente, die für uns und diese Vorgangsweise 

sprechen und ich bitte daher den Menschen, die das hier betrifft, diese Unterstützung zu gewähren. 

Von meiner Seite ist dazu alles gesagt. Danke 

 

Völkl: Danke für die sehr guten und ausführlichen Erklärungen. Herr Stadtrat, bitte. 

 

Dummer: Ich möchte sagen, dass die Gastarife und um die geht es hauptsächlich, die meisten 

zumindest in den Gemeindewohnungen haben noch Gas oder Stromheizungen und die Gastarife 

seit wir den Zuschuss auf € 300,- erhöht haben, haben sich sicher halbiert, also von ungefähr 10 

Cent aud ungefähr 5 Cent, 6 Cent aktuell. Ähnlich ist es bei den Stromtarifen, wo wir vor zwei Jahren 

noch 32 Cent und mehr gehabt haben und jetzt Stromtarife um die 16 Cent haben. Das heißt, die 

Energiekosten, auf die es hauptsächlich bei der Heizung ankommt und worum es bei dem 

Heizkostenzuschuss geht, haben sich um 50% erhöht. Meine Intention war, dass man den Zuschuss 

um 50% reduziert, ich aber durchaus mit dem Vorschlag leben kann, dass wir es nur um 30% 

reduzieren, also 33%. Es gibt ja noch zusätzlich den Zuschuss vom Land, das sind € 150,- jetzt 

glaube ich. Üblicherweise war es immer das Doppelte, also wir haben es immer verdoppelt. In dem 

Fall ist es so, dass obwohl das Land nur € 150,- bezahlt, wir € 200,- bezahlen zusätzlich. Ich denke, 

dass damit gute Unterstützung für die, die es wirklich notwendig haben, gegeben ist. 

 

Völkl: Dankeschön, bitte Herr Stadtrat. 

 

Osmanovic: Ich habe eine kurze Ergänzung noch zu dem was du gesagt hast, danke Gerhard. Es 

gibt diese Heizkostenunterstützung auch vom Land in Höhe von € 150,- und darüber hinaus gibt es 

etwas Neues, das vom Bund ist, das Geld wurde zur Verfügung gestellt und das ist als ein 

Wohnbonus benannt. Unser Bürgerservice macht hier auch die Bearbeitung der Anträge, die ans 

Land gehen und die Stadtgemeinde betreffen. Hier ist anzumerken, dass über diese € 150,- hinaus, 

für einen Einpersonenhaushalt noch € 80,- dazu kämen. Das wird dann gestaffelt um € 30,- je 

Person auch zusätzlich mehr. Ich wollte das nur noch betonen, dass es das jetzt auch zusätzlich 

gibt und dass das vom Betrag her das Ganze erhöht, auch für Haushalte mit mehr Personen. Das 

heißt, bei einem Haushalt in dem fünf Personen sind, kommen noch € 200,- zu den € 150,- dazu 

vom Land. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Gemeinderat Franta. 

 

Franta: Danke. Ich möchte noch darauf hinweisen, dass wir das Problem haben von einem 

Gießkannenprinzip mit Förderungen. Ich habe als Sonderschullehrer viel damit zu tun. Es gibt 
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Förderungen vom Bund, vom Land, vom Bezirk und von der Gemeinde. Dann gibt es nun auch 

karitative Organisationen die unterstützen. Im Endeffekt weiß keiner, wer wie viel und was kriegt, 

wer die Bedürftigsten sind. Es ist dem Ausschuss hoch anzurechnen, wie viel Arbeit die sich 

machen, dass sie sich hinsetzen und sich den Kopf zerbrechen. Wenn man sich nicht dazu setzt 

und mitredet und im Nachhinein einfach die Arbeit kritisiert, finde ich es persönlich schade. Dann 

sollte man vielleicht entweder daran arbeiten, dass der Ausschuss bessere Daten bekommt, dass 

diese Förderungen am gläsernen Konto zusammenlaufen, damit man weiß, wie man die Menschen 

zielgerichtet unterstützt. Wir haben Leute, die zu wenig bekommen und Leute, die leider zu viel 

kriegen. Der Ausschuss hätte dann ein viel besseres Entscheidungspotential, damit die 

Schwächsten der Bevölkerung unterstützt werden. Der Sozialminister ist im Moment noch ein 

GRÜNER soweit ich weiß, vielleicht könnte man eine Resolution machen, dass da bessere Daten 

erhoben und vom Bund zum Land, zum Bezirk und in die Gemeinde einfach zur Verfügung gestellt 

werden, damit man weiß, wer kriegt was und wer braucht mehr. 

 

Völkl: Dankeschön, wir kommen zur Abstimmung. Eine Wortmeldung noch, Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Ich finde es interessant, dass sich der Herr Franta jetzt so für die Transparenz einsetzt. Wir 

haben schon öfter vorgeschlagen, dass wir diverse Förderungen bei Vereinen oder die 

Wirtschaftsförderung, dass wir das genauso transparent machen. Es ist leider bisher von deiner 

Fraktion Martin immer abgeschmettert worden, wenn es um die Schwachen geht. Da will man dann 

auf einmal den gläsernen Menschen haben, aber wenn es um Wirtschaftsförderungen oder 

ähnliches geht, die transparent zu machen, ist dann Schweigen im Wald. Es gibt andere 

Gemeinden, wo das ganz transparent dargelegt ist, wer in welcher Gemeinde wie viel Förderungen 

kriegt. Interessant finde ich vom Kollegen Osmanovic als Sozialstadtrat der SPÖ, dass er von 

Marktanteilen der Landesenergieversorger redet. Ich rede lieber davon, dass die Energiepreise zwar 

gegenüber dem letzten Jahr leicht gesunken sind, sich aber noch immer auf einem wahnsinnig 

hohen, drückenden Niveau befinden. Das kann man nicht einfach wegreden. Das sind die 

aktuellsten Energiepreisindizes der österreichischen Energieagentur statistisch erhoben und da 

sehe ich zu Vorkrisenniveau September 2024 auf September 2021 plus 120%. Die Gaspreise sind 

noch immer mehr als doppelt so hoch als vor der Krise. Damals haben wir € 120,- bezahlt an 

Heizkostenzuschuss, okay, und wenn jetzt die Kosten doppelt so hoch sind, dann sollte man dem 

auch Rechnung tragen. Wir haben das damals mit valorisiert und warum spart man jetzt genau an 

dieser Stelle? Das finde ich sozial nicht verträglich. Das nützt auch denen, die ganz wenig haben, 

nichts. Du hast es ja gesagt Adi, Ausgleichszulagenbezieherinnen, denen nützt es nichts, dass ein 

paar andere auch was kriegen, weil ihr das um 10% erhöht habt. Das ist ja gut und positiv. Aber 

denen, die ganz wenig haben, denen nützt das nichts, dass andere auch was kriegen, sondern für 

die ist es einfach wahnsinnig knapp. Ich glaube, da geht es nicht wirklich um die großen Mengen 

und die großen Beträge, dass wir da jetzt diese Heizkostenunterstützung um € 60,-, also sprich statt 

€ 200,- auf € 260,- belässt. Es ist eine Senkung gegenüber dem letzten Jahr, damit wird da 

Entspannung auf den Energiemärkten Rechnung getragen. Diese Erhöhung gegenüber dem 

Amtsbericht von € 200,- auf € 260,- entspricht dem, was wir an Energiepreisen haben, Dankeschön. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Koll, bitte. 

 

Koll: Das darf nicht so im Raum stehen. Wo gäbe es denn eine intransparente Wirtschaftsförderung, 

Herr Stadtrat Pfeiler? 
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Pfeiler: Es gibt Gemeinden, wo die vergebenen Förderungen der Gemeinde in der Gesamtheit 

unabhängig ob Kultur, Wirtschaft oder sonst wo öffentlich eingesehen werden können. Die 

Gemeinden gibt es, das ist keine große Kunst, das könnten wir auch machen. Das bezieht sich jetzt 

nicht nur auf Wirtschaft, das bezieht sich auch auf die anderen Förderungen, danke. 

 

Koll: Die Wirtschaft erwähnt und kritisiert. In Wirklichkeit wird alles was wir fördern hier öffentlich 

beschlossen, wird im Fernsehen übertragen und sie stellen wesentlich unwahr in den Raum, dass 

da irgendeine Intransparenz wäre. Das glaube ich sollte man hier nicht so im Raum stehen lassen. 

 

Kubat: Zum Beispiel heute gibt es eine nicht öffentliche Sitzung, was normal und verständlich ist. 

Da wird auch etwas über Wirtschaftsförderung beschlossen. Die heutige Gemeinderatssitzung ist, 

glaube ich, ein gutes Beispiel. Warum gibt man das nicht in die öffentliche? 

 

Koll: Gut, da muss ich auch was darauf sagen, das ist ja schon wieder unerhört, was Sie sagen. 

 

Völkl: Das amüsiert den Gemeinderat Kubat sehr. 

 

Koll: Für ihn ist das mehr Hetz‘ als Verantwortung, wie für uns andere. Was wir jetzt im nicht 

öffentlichen Bereich zu beschließen versuchen werden, das hat einen ganz guten Grund, warum 

man das macht. Das wäre eine extreme Datenschutzverletzung, wenn wir das hier machen. Sie 

wissen ganz genau, dass es so ist. Sie stellen wieder genauso wie Pfeiler in den Raum, dass 

irgendwelche Macheloikes sind, die nicht definiert sind. Das weise ich ganz entschieden zurück. 

 

Völkl: Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Danke Andrea, dass ich noch einmal das Wort bekommen, das schätze ich jetzt sehr. Es 

war überhaupt nicht die Rede von Macheloikes. Sie legen mir Dinge in den Mund, die einfach nicht 

sind. Der Kollege Franta hat gefordert, dass man Förderungen für Menschen, die es sowieso knapp 

haben, dass man da den gläsernen Menschen schafft. Wir haben heute noch einmal eingebracht, 

dass man auch Förderungen in den unterschiedlichsten Bereichen, unter anderem Wirtschaft, aber 

auch Kultur, Sport und so weiter, so wie es andere Gemeinden machen, auch transparent darstellen 

könnte. Mehr war es nicht. Das war kein Vorwurf einer Macheloikes. Ich weiß nicht, woher sie das 

immer hernehmen diese Dinge, Danke. 

 

Völkl: Intransparenz in Stockerau bei Förderungen, das war die Kernaussage deiner Wortmeldung 

und so hat das glaube ich auch jeder verstanden. Wenn es nicht so ist, würde ich jetzt ersuchen, 

dass du sagst, in Stockerau werden die Förderungen transparent beschlossen. 

 

Pfeiler: Entschuldigung, ich muss dir jetzt nicht nachreden, was du mir jetzt irgendwie in den Mund 

legen willst. Es geht bitte darum, dass es nirgends die Aussage der Intransparenz gegeben hat, 

sondern rein nur, dass man Förderungen transparent darstellen und veröffentlichen kann, so wie es 

der Herr Franta für den Sozialbereich gefordert hat. Das finde ich jetzt eigenartig. 

 

Völkl: Wir stimmen den Abänderungsantrag ab. Wer dem zustimmt, den ersuche ich um ein 

Zeichen. Fraktion der GRÜNEN. Gegenstimmen? Fraktion der FPÖ, der ÖVP und der SPÖ. 

 

Abstimmungsergebnis: Abgelehnt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 
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ÖVP 0 ÖVP 15 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 7 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 2 FPÖ 0 

 

Hauptantrag, bitte um Zustimmung. Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ. Gegenstimmen? Herr 

Gemeinderat Kubat, Herr Gemeinderat Muth. Enthaltung? Herr Stadtrat Pfeiler, Herr Gemeinderat 

Klinger und Frau Gemeinderätin Fless-Klinger, Dankeschön. 
 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 2 Kubat, Muth GRÜNE 3 Pfeiler, Klinger, Fless-Klinger 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

15. Vereinbarung – Pensionistenkegler 
 

Völkl: Wir kommen zum Antrag des Herrn Stadtrates für Sport und Freizeit. Wer verliest den Antrag? 

 

Pollak: Als Stellvertreter des Herrn Stadtrates, darf ich das heute machen. Danke für das Wort, Frau 

Bürgermeisterin. Ich darf Ihnen drei Amtsberichte zur Beschlussfassung zur Kenntnis bringen. Beim 

Ersten geht es darum, in der Gemeinderatssitzung vom 29.03.2023 wurde ein Sondertarif für die 

Trainings und Heimspiele der Stockerauer Pensionistenkegler in Höhe von € 2.400,- per anno für 

800 Bahnstunden mit Gültigkeit bis 31.12.2024 beschlossen. Diese Vereinbarung soll nunmehr auf 

Antrag des Vereins um zwei Jahre bis zum 31.12.2026 verlängert und das Nutzungsentgelt um 10% 

auf € 2.640,- per anno, das sind € 220,- pro Monat, angehoben werden. Der Verein wird rechtzeitig 

vor Jahresbeginn einen Jahresplan erstellen, der die Grundlage dieser Vereinbarung ist. Die 

darüberhinausgehenden Stunden werden wie bisher zum Vereinstarif abgerechnet. Alle Beiträge 

sind inklusive 20% USt. Das Anliegen wurde im zuständigen Ausschuss behandelt und einstimmig 

zur Beschlussfassung empfohlen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Der Sondertarif für die Benutzung 

der Kegelbahn für Trainings und Spielbetrieb der Stockerauer Pensionistenkegler im Ausmaß von 

800 Bahnstunden in Höhe von € 2.640,- gültig bis 31.12.2026 wird genehmigt. Ich bitte um 

Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung uns Zustimmung. Eine Wortmeldung, bitteschön. 

 

Rosenberger: Danke Daniel für den Antrag. Ich möchte nur dazu sagen, ich bin immer wieder froh, 

wenn solche Anträge kommen und wenn solche Leistungen und Begehren stattgegeben werden. 

Zum einen ist es so, dass wir die Auslastung sicher von der Kegelbahn damit erhöhen, zum anderen 

ist es für die Pensionisten und für die Gegner ein gesellschaftliches Event. Wenn sie das machen, 
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finden sie zusammen und das finde ich ganz einfach schön, dass wir in einer Stadt leben, die das 

ermöglicht und die Tatsache unterstützt, Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön, weitere Wortmeldungen? Dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche 

um ein Zeichen der Zustimmung und sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Hödl verlässt die Sitzung 20:39 Uhr 

 

 

 

16. Projektförderung 2. Halbjahr 2024 
 

Pollak: Jetzt geht es um die Subventionen, Sport und Projektförderungen zweites Halbjahr 2024. Im 

Sinne der Richtlinien für Sportförderungen, betreffend den Bereich Projektförderungen, sind von 

Sportvereinen einige Anträge eingelangt. Die Ansuchen wurden im Sportausschuss besprochen und 

einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. Ich werde völlig transparent die einzelnen 

Förderungen vorlesen. Alpenverein Gebirgsverein Stockerau (Spiel-, Kletter- und Motorikgeräte), 

Ausschussempfehlung € 1.000,-. American Football Club (AFC) Grizzlies (Grizzly Bowl), € 1.000,-. 

Stockerauer Eissportverein (teilw. Erneuerung Banden am Inlinehockeyplatz), € 1.000,-. Fitaktivclub 

Gitti City Rhythmische Gymnastik (nationale/internationale Wettkämpfe), € 1.000,-. Fitaktivclub Gitty 

City Sportaerobic (nationale/internationale Wettkämpfe), € 5.500,-. Next Generation (WMAC World 

Games/CZ), € 500,-. Taekwondo Kumgang Stockerau (Erneuerung Kraftkammer), € 1.000,-. Union 

Handballclub (Dressen, WHA-Damen Vorbereitungsturnier), € 1.000,-, Union Tennisclub Raiffeisen 

Stockerau (TOP-Tennis bewegt Generationen), € 750,-. Die Summe der Projektförderungen im 

zweiten Halbjahr 2024 beträgt € 12.750,-. Im Falle der Genehmigung gelangt diese gemäß § 9 der 

Richtlinien für Sportförderung erst nach Klärung, etwaiger offener Forderungen zur Auszahlung. Im 

Anlassfall wird die Förderung mit den Außenständen gegengerechnet. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die soeben verlesenen Vereine 

erhalten eine Projektförderung in der soeben verlesenen Höhe. Ich bitte um Behandlung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. Ich ersuche um ein Zeichen, einstimmig. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 14 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 
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Hödl nimmt an der Sitzung wieder teil 20:42 Uhr 

 

17. Nachtragsbeauftragung Kühlturm Eislaufplatz 
 

Pollak: Der nächste Antrag „Nachtragsbeauftragung Kühlturm Eislaufplatz“. 2023 wurden beim 

Kühlturm die Pumpen und Schieber erneuert (Kosten rund € 9.000,-) und die Düsen gereinigt 

(Eigenleistung). In den letzten Monaten wurde der Grundbehälter samt Anschlussflasch gestärkt, 

sandgestrahlt und von einer Spezialfirma mit Polyester ausgekleidet und ist somit wieder dicht. 

Gleichzeitig wurden die Zuflussrohre zu den Düsen gereinigt und von Kalkablagerungen befreit, 

sowie die Kühlpads erneuert (Kosten rund € 23.000,-). Dadurch hat sich die Durchflussmenge sehr 

stark erhöht und gezeigt, dass auch die obere Wanne an mehreren Stellen undicht ist. Nunmehr soll 

die obere Auffangwanne mit Kosten von € 6.822,68 netto laut Angebot der Quasnitschka 

Haustechnik GmbH mittels Flüssigkeitsabdichtung abgedichtet werden. Damit ist der gesamte 

Rückkühlkreislauf mit Ausnahme des Ventilatormotors und des Ventilators, instandgesetzt. Mit 

Gesamtkosten von rund € 40.000,- war die Instandsetzung erheblich günstiger als die Erneuerung, 

mit den erwarteten Kosten von € 200.000,-. Darin nicht beinhaltet ist der ammoniakbasierte 

Kühlkreislauf mit den beiden Motoren und den Kälteleitungen unter dem Beton. Durch die nunmehr 

funktionierende Rückkühlung wird aber auch der Kältekreislauf wesentlich in seiner Leistung 

verbessert. Was schon in der vorigen Saison merkbar war. Die Arbeiten sollen noch vor der heurigen 

Saison abgeschlossen werden. Die Bedeckung und Finanzierung wird im Instandhaltungsbudget für 

das EHZ beim Voranschlag 2025 berücksichtigt. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Abdichtung der oberen 

Auffangwanne wird mit Kosten von € 6.822,68 netto bei der Quasnitschka Haustechnik GmbH, wie 

im Amtsbericht angeführt, beauftragt. Bitte um Zustimmung. 

 

Völkl: Bitte um Abstimmung und Zustimmung. Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Wir kommen zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Wirtschaft und Tourismus. 

 

18. Grundsatzbeschluss – Projekt Quartiersentwicklung Stockerau 
 

Moser: Vielen Dank, Frau Bürgermeister. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuhörer, ich 

darf Ihnen/Euch einen Antrag vorstellen, der sich mit einem Thema beschäftigt, das eigentlich immer 

wichtiger wird. Das ist die Tatsache, dass unsere Innenstädte zunehmend unter Druck geraten. Das 

betrifft insbesondere den Einzelhandel, das betrifft zunehmend die Gastronomie, egal ob Mariahilfer 

Straße, Landeshauptstädte, Bezirkshauptstädte oder eben auch bei uns in Stockerau. Über mein 
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Ersuchen hat die Wirtschaftskammer NÖ einige Mittel bereitgestellt und gemeinsam mit Leader das 

Thema adressiert. Ab Herbst 2023 hat es Vorträge, Exkursionen, bes-practice-Beispiele, allgemeine 

Workshops gegeben. Heuer im Frühjahr war dann ein Workshop konkret hier für uns in Stockerau, 

wo Immobilienbesitzer, Geschäftsleute und -inhaber und alle Fraktionen der Gemeinde eingeladen 

waren. Ein Top-Experte hat das Konzept Quartiersmanagement vorgestellt. Das ist auf sehr breite 

Zustimmung gestoßen, sowohl bei den Unternehmern als auch bei den politischen Vertretern. 

Worum geht es da genau? Die Stadt wird in Quartiere, also in Grätzeln, in Stadtteile unterteilt und 

man versucht für die jeweiligen Quartiere Menschen zu finden, die sich engagieren, auch die dort 

arbeiten, die dort leben, Bewohner, Immobilienbesitzer, Geschäftsleute, Kulturschaffende und so 

weiter, die zu unterstützen, zu aktivieren, zu motivieren, zu begleiten, dass sie ihre unmittelbare 

Umgebung nicht nur schön gestalten und in diese Richtung auch kooperieren. Die Betätigungsfelder 

können ganz vielfältig sein. Es geht um Verkehrsthemen, wie beginnend vielleicht bei einem kleinen 

Fahrradständer, Barrierefreiheit beachten, Parkplätze anregen, Geschäftsgestaltung, Schaufenster-

gestaltung, Fassaden, Beleuchtung, Möblierung im öffentlichen Raum, viele kleine Dinge, die gar 

nicht viel kosten müssen, aber die aus den Ideen der jeweiligen Quartiersbewohner entstehen 

sollen. Es gab auch Themen wie bestimmte Märkte, Oktoberfest usw. Es geht wirklich darum 

umfassend, die eigene Umgebung gut zu gestalten. Der klassische Start von so einem Quartiers-

management ist ein Pilotprojekt, ein Pilotquartier. Bei diesem Workshop, den ich zuerst erwähnt 

habe, hat man sich dafür entschieden, als erstes Grätzl den Bereich Rennerplatz/Scharfes Eck zu 

forcieren, weil dort die Unternehmerschaft Interesse hat, an dem Projekt mitzuarbeiten. Die meisten 

oder einige Unternehmen aus dem Grätzl waren auch dabei, weil die schon jetzt zusammenarbeiten 

und gemeinsame Aktivitäten machen. Organisatorisch ist das Thema so aufgebaut, dass im 

Zentrum eine Arbeitsgruppe des Quartiers steht, ein Kernteam, das hier arbeitet. Das soll unterstützt 

werden, einerseits von einem Experten, von einem Berater, der die eine gewisse Zeit lang begleitet 

und andererseits von einer Steuerungsgruppe, wie man es nennen kann von der Gemeinde, wo alle 

Fraktionen vertreten sein sollen und andererseits auch unserem Bereichsleiter Marketing. Die 

konkreten Aktivitäten, die dann die Arbeitsgruppe macht, sind auch vielfältig und sollen aber der 

Arbeitsgruppe überlassen bleiben. Vorgeschlagen werden, z.B. Quartiersrundgänge, eine 

Einladung an alle Bevölkerungsteile mitzumachen oder vertieft Planungswerkstätten für das eine 

oder andere Detail. Auch die Rechtsform von so einem Quartier soll einmal der Arbeitsgruppe 

überlassen bleiben. Das reicht von der Gründung eines Vereins, wie es z.B. in Lienz passiert, bis 

hin zu lockeren Plattformen oder dergleichen. Kosten für diese externe Begleitung sind noch keine 

am Tisch, werden gerade eingeholt. Erfahrungsgemäß liegt es für eine zweijährige Begleitung bei 

rund € 50.000,- netto und dafür ist eine bis zu 60%-ige Förderung von Leader möglich. Worum ich 

Sie ersuche, ist die Fassung eines Grundsatzbeschlusses. Erstens, dass wir uns grundsätzlich zum 

Thema Quartiersmanagement bekennen und zweitens der Grundsatzbeschluss, auch die 

Voraussetzung für die Beantragung der Leaderförderung und die Befassung dort, um die 50% oder 

60% Förderung zu bekommen. Alle Details dazu, die teilweise den Unterlagen zum Antrag stehen, 

können wir besprechen, in welchem Format auch immer, jedenfalls auch im Rahmen der nächsten 

Wirtschaftsausschusssitzung. Am 09.12. findet die Leader-Fördersitzung statt. Ein paar Tage später 

haben wir unsere Dezember-Gemeinderatssitzung, wo wir schon ganz konkret wissen, was soll es 

kosten, wie schauen die Angebote aus und wie hoch wäre die Förderung. Daher nach dieser 

wahrscheinlich zu langen Einleitung der Antrag. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Genehmigung des 

Grundsatzbeschlusses, das Projekt Quartiersentwicklung Rennerplatz/Scharfes Eck weiter intern 

vorzubereiten, ein Beratungsunternehmen auszuwählen und die Fördereinreichung bei Leader 
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vorzunehmen. Nach einem positiven Förderbeschluss soll in der heurigen Dezembersitzung des 

Gemeinderates die konkrete Beschlussfassung für den Start des Projektes mit Anfang 2025 

erfolgen. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Klinger, Herr Gemeinderat Pollak und 

Herr Vizebürgermeister. 

 

Klinger: Auch ich möchte recht herzlich, alle begrüßen zu später Stunde und möchte Gedanken zu 

diesem Grundsatzpapier, Quartiersentwicklung, Rennerplatz/Scharfes Eck darstellen. Ja, es ist ein 

ambitioniertes Papier, das suggeriert Aufbruch, Innovation und Dynamik und das knapp vor der 

Wahl. Die ersten sechs Seiten des Papiers klingen wie ein Wahlprogramm. Schaffung hoher 

Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum. Dialogkultur entwickeln, integrierte Standortentwicklung, 

eine attraktive Innenstadt, Mobilität und Verkehr statt der kurzen und attraktiven Wege, Öffnung von 

direkten Verbindungen, Barrierefreiheit, ausreichend breite Wege, begleitendes Grün entlang der 

Wege, Schattenspender, klingt wie Balsam nicht nur in den Ohren eines GRÜNEN, sondern vieler 

Stockerauerinnen und Stockerauer. Was wurde in den letzten fünfeinhalb Jahren davon 

angegangen? Leerstände bieten Freiraum für Experimente, Reparaturangebote, Parkraum-

management, Leitsysteme, Leerstandsanalyse sowie Mobilitätskonzepte, Verkehrsberuhigung und 

Verkehrskonzept, verlängertes Wohnzimmer der Bewohnerinnen. Papier ist geduldig, finde ich, 

super gut. Was wurde bisher umgesetzt? Positiv an dem Papier ist der Versuch sich gegen die 

Entwicklung der letzten Jahre zu stellen, absolut notwendig. Positiv ist der sehr gute Ansatz, dass 

hier dezidiert drinnen steht, ein Prinzip bei dem die Ideen von den Menschen kommen, die mitwirken, 

die vor Ort sind, die über ihre Rahmenbedingungen genau Bescheid wissen. Der Herr Januschke, 

Marketingleiter von Lions hat uns das an einem Beispiel von selbstständigen Vereinen in Lienz 

vorgestellt. Die Gemeinde ist Partner, die mit Rat und Tat zur Seite steht. Positiv ist und das ist 

besonders hervorzuheben, dass es einige Menschen in unserer Stadt gibt, speziell aus diesem 

Quartiersbereich, die mitwirken wollen an solchen Konzepten und auch an deren Umsetzung. Sie 

wollen ergebnisoffen planen und umsetzen können. Meine Frage wäre, warum sind sie in den letzten 

sechs Monaten nicht aktiv an diesem Prozess beteiligt worden? Negativ ist meiner Meinung nach, 

es handelt sich nur um einen Grundsatzbeschluss für eine Planung, die Umsetzung ist nicht Teil 

dieses Projektes. Nun gesamt gesehen, ich glaube, ich habe das schon des Öfteren gesagt, aber 

meiner Meinung nach, viele Städte haben uns das vorgezeigt, fehlt eine Potentialanalyse, danach 

eine Kaufkraftanalyse, Leerstandsanalyse und daraus folgend ein Gesamtkonzept für die weitere 

Entwicklung der Stadt. Ich finde, das fehlt in Stockerau. Isolierte Maßnahmen alleine sind dafür zu 

wenig. Ich denke, dass aber dieses Projekt eine der letzten Chancen ist und es deshalb sehr positiv 

zu bewerten ist. Meiner Meinung nach ist das Vertrauen der Bevölkerung in jede Art von Innenstadt-

entwicklung kaum mehr vorhanden. Wir GRÜNEN werden für diesen Grundsatzbeschluss stimmen 

und darauf achten, dass es nicht nur bei schönen Worthülsen und bei Planung bleibt, sondern 

Stadtentwicklung aktiv angegangen und umgesetzt wird. Leben wir endlich Bürgerinnenbeteiligung, 

lassen wir Bewegung und Verhinderung in die Stadt kommen, danke. 

 

Völkl: Weitere Wortmeldungen. 

 

Scheele: Ich war bei den Workshops im Frühjahr und den Präsentationen, die uns der Herr 

Januschke aus der Sonnenstadt Lienz gezeigt hat. Die haben mich persönlich schwer beeindruckt. 

Ich persönlich glaube, dass das eine große Chance ist für Stockerau und wahrscheinlich höchst 

notwendig. Man darf jetzt nicht den Fehler machen, dass man sagt, Grundsatzbeschluss und in drei 

Monaten ist alles umgesetzt. Das ist, wenn ich das richtig verstanden habe, ein langjähriger Prozess, 
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ein langfristiges Projekt. Ich bin aber der Meinung, dass wir das unbedingt so wie der Christian das 

präsentiert hat, angehen sollten. Ich möchte das dezidiert unterstützen, weil es einfach wichtig ist 

für Stockerau, Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Gemeinderat. 

 

Pollak:  Auch von meiner Seite gibt es Unterstützung für diesen Antrag. Einfach weil der einen 

Prozess einleiten könnte, den wir uns hier alle wünschen. Bürgerbeteiligung ist in diesem Fall sehr 

zu begrüßen. Ich glaube, da werden viele Ideen auf uns zukommen mit deren Umsetzung wir und 

auch die zukünftigen Stadt- und Gemeinderäte dieser Stadt beschäftigen werden. Ich finde es 

positiv, dass wir über die Perioden hinausdenken und einfach auch für die Zukunft, für längerfristige 

Entwicklung jetzt etwas einleiten, Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Rosenberger. 

 

Rosenberger: Danke, ich glaube, da ist nicht nur BürgerInnenbeteiligung gefragt, vor allem natürlich 

die Beteiligung der UnternehmerInnen, deren es bedarf. BürgerInnen- und UnternehmerInnen-

beteiligung ist unheimlich wichtig. Es ist aus meiner Sicht so zusehen, dass es mehr Initialzündung 

geben muss, damit sich überhaupt was bewegt und das kann durchaus auch dauern. Das ist keine 

Geschichte, die jetzt innerhalb von zwei, drei Monaten verordnet wird, sondern das muss leben, das 

muss sich bewegen und da wird sich viel tun und das werden wir auch weiterhin unterstützen. So 

soll der Weg auch gehen. Deswegen ja, zu begrüßen, danke. 

 

Völkl: Vielen Dank. Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Danke. Wir haben gehört, Förderung der Innenstadt. Die beste Förderung der Innenstädte 

ist aufzuhören auf der grünen Wiese Einkaufszentren zu errichten. Das ist mal glaube ich die erste 

Basis, denn das zieht einfach die Frequenz ab. Zweitens, Markus du hast recht, bis sich etwas 

verändert dauert es auch in Stockerau. Wir sagen, wir wollen die Leute einbeziehen und wir wollen  

mit denen in einen Dialog treten und, und, und, klingt wirklich super. Wir beschließen wieder ein 

Konzept. Ich bringe jetzt drei konkrete Beispiele, die jetzt so in der Diskussion gefallen sind. Also 

die Leute einladen, super bin ich auch dafür. Wir haben vor über einem Jahr im Verkehrsausschuss 

gesagt, wir holen einmal die Geschäftstreibenden genau aus diesem Gebiet und reden mal mit 

denen, welche Bedürfnisse die haben in Bezug auf die Verkehrsorganisation Rennerplatz, was die 

beobachten, was die brauchen. Zu dieser Einladung ist es trotz Urgenz nie gekommen. Dann 

Christian, hast du gesagt, vielleicht sind es oft nur Kleinigkeiten, richtig es sind oft nur Kleinigkeiten, 

nämlich wir haben am Rennerplatz keinen Radständer. Seit zwei, drei, fünf Jahren, ich weiß es nicht, 

rede ich davon, es verhallt. Es wären oft Kleinigkeiten, die man nicht um € 50.000,- Auftragssumme 

trotzdem auf den Weg bringen könnten. Also, die Dinge dauern in Stockerau. Dritter Punkt, ich lese 

Gehsteigbreiten. Ja richtig, wir haben darüber gesprochen. Im Verkehrsausschuss in der 

Schießstattgasse beim Buchgeschäft gibt es einen Postkasten, der ist eigentlich jedem im Weg, wir 

sind uns alle einig. Eigentlich könnte man den Postkasten ein Stück versetzen und dann wäre da 

ein kleiner Schritt getan. Der Postkasten hängt noch immer dort. Ob das Schreiben an die 

österreichische Post schon abgeschickt wurde, weiß ich nicht. Die kleinen Dinge, die wir auch so 

machen könnten, geschehen trotzdem nicht. Markus du hast recht, die Dinge dauern. Ich komme 

jetzt zum Positiven, ihr merkt, ich bin nicht ganz überzeugt, dass das was wird. Viele Menschen 

haben in dem Stadterneuerungsprojekt ihre Ideen auch zum Rennerplatz eingebracht. Die wurden 
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alle, ich sage es jetzt einmal ausgesessen und schubladisiert. Jetzt ist es Rennerplatz die Zweite, 

gut € 50.000,-. Ich bin aber positiv, ich gebe die Hoffnung nicht auf. Ich werde auch zustimmen. 

 

Mayer: Zu diesem Punkt möchte ich sagen, wir haben im Februar, glaube ich, schon einmal bei der 

Stadtratssitzung wieder eine Förderung angesucht, dass irgendwas in Stockerau passiert. Ich weiß 

nicht mehr genau was das ist. Da war auch schon mein Standpunkt dazu, ich habe schon so viele 

Unternehmen und Projekte gehabt und eigentlich hat außer das, was wir selbst gewusst haben, was 

man vielleicht machen hätte können oder leicht zu machen wäre, nicht stattgefunden. Deswegen 

bin ich gegen solche Projekte, denn außer auf Papier wird da nichts passieren. Alles andere wäre 

für mich positiv und würde euch gerne gratulieren dazu. Danke. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Danke, erstens für das Konzept und zweitens, die bei aller Zurückhaltung dann doch sehr breit 

offensichtlich getragene Unterstützung für die Geschichte, die auch Auszug dessen ist, glaube ich, 

dass um den Tisch wie wir hier sitzen, alle vier Fraktionen schon Verantwortung für diese Gemeinde 

getragen haben und daher für die Entwicklung dieser Gemeinde, dieser Stadt, auch der Innenstadt 

in der Vergangenheit verantwortlich sind. Deswegen finde ich es nur folgerichtig, dass wir alle 

gemeinsam solche Projekte tragen. Danke. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Einstimmigkeit, Dankeschön. Entschuldigung, der Herr Gemeinderat Mayer ist dagegen? 

 

Völkl: Eine Gegenstimme. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 1 Mayer FPÖ 0 

 

 

 

19. Anpassung Inseratenpreise „Unsere Stadt“ 
 

Moser: Nächster Tagesordnungspunkt, Anpassung Inseratenpreise für „Unsere Stadt“. Es hat seit 

drei Jahren keine Veränderung gegeben, es ist vieles teurer geworden, insbesondere im 

Personalbereich der Versand, Druck usw. Es wird daher vorgeschlagen um 9,5% die Tarife zu 

erhöhen. Die Inflationsrate im selben Zeitpunkt und selbem Zeitraum lag bei ungefähr 17%.  

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: Die Inseratenpreise für „Unsere Stadt“ 

ab der Ausgabe Jänner 2025 neu festzulegen, wie im Antrag dargestellt. Ich glaube, ich brauche sie 

nicht im Detail vorlesen und ich ersuche um Ihre Unterstützung. 

 

Völkl: Bringen wir den Antrag zur Abstimmung und ich sehe hier Einstimmigkeit, Dankeschön. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – „Sicherstellung 

der Arbeitsbedingungen für die Gemeindemitarbeiter von Stockerau“ 
 

Völkl: Wir behandeln nun die beiden Dringlichkeitsanträge. Der erste war „Sicherstellung der 

Arbeitsbedingungen für die Gemeindemitarbeiter von Stockerau“, der Antrag und der Text wurde 

schon verlesen. Ich ersuche um Wortmeldungen. Bitte, Herr Stadtrat. 

 

Hödl: Danke vielmals, schönen guten Abend, auch von meiner Seite. Mangels eigener Anträge, 

heute etwas unüblich am Ende. Grundsätzlich könnte dieser Dringlichkeitsantrag sehr rasch 

beantwortet werden, nämlich damit, dass der erste unterzeichnete Stadtrat Pohl offenbar vergessen 

hat, dass wir am 18.09.2024 genau das im Stadtrat beschlossen haben, was er da jetzt mit einem 

Dringlichkeitsantrag fordert, nämlich die Sicherstellung der Arbeitnehmersicherheit und was es für 

provisorische Maßnahmen braucht. Diesen Beschluss gab es am 18.09.2024 an das Büro Lengyel. 

Ich möchte trotzdem mehr dazu sagen. Zum einen bin ich äußerst überrascht, nicht unangenehm 

überrascht, dass aus einem Arbeitsgremium, aus einem nicht öffentlichen Arbeitsgremium, wie es 

die Ausschüsse sind, Punkte herausgeholt werden und in einem Dringlichkeitsantrag hinein 

gemanscht werden. Rechtlich ist mir das nicht ganz klar. Nachdem ich noch nicht so lang in der 

Politik bin, bin ich auch menschlich ehrlicherweise, Wolfgang, von dir enttäuscht, dass du es nicht 

der Mühe wert findest mit mir zu reden, mit dem Gernot Altinger, mit dem Christoph Ertl, der ja 

mittlerweile auch die Leitung der Kläranlage übernommen hat. Die Antworten hättest du wesentlich 

leichter bekommen können, als dass ich dich jetzt dann doch ein wenig bloßstellen muss in dieser 

öffentlichen Gemeinderatssitzung. Zu deinem Punkt, nämlich die Information, wie folgt. Es ist für 

den Bereich des Vorklärbeckens vom nunmehrigen Leiter der Kläranlage die Vorgabe, das FFP2-

Masken zu tragen haben, die 93% Aerosolentfernung sicherstellen. Mit Ende der Woche, Anfang 

nächster Woche werden überhaupt FFP3-Masken und Schutzbrillen verwendet werden, die 99% 

der Testaerosole zurückhalten. Das ist der erste Punkt, der zweite Punkt mit der Heizzentrale, auch 

da gibt es sehr beruhigende Antworten, nämlich dass es keine offenen Flammen mehr gibt, dass es  

durch die Errichtung des Blockheizkraftwerks ein anderes System gibt. Das heißt, diese 

beschriebenen Mängel gibt es nicht nur deswegen nicht mehr, weil Abdeckungen bereits montiert 

worden sind, sondern weil es grundsätzlich von der Betriebsweise einen wesentlich geringeren 

Einsatz nur gibt und ist nur notwendig den Hetzkesselbereich im Störungsfall zu betreten. Was das 

Betriebsgebäude betrifft, also erstens gibt es keine RG 14 des ÖWAV, sondern maximal ein RB, ein 

Regelblatt 14. Das ist aber auch nicht einschlägig, denn das Regelblatt 14 betrifft die Sicherheit auf 

Abwasserreinigungsanlagen. Richtig anzuwenden ist das Regelblatt 405 Arbeitshygienische und 

arbeitsmedizinische Richtlinien für Abwasserreinigungsanlagen. Das Betriebsgebäude entspricht 

den Bewilligungsstand. Es entspricht nicht dem aktuellen Stand der Technik, wie er in den 

Regelblättern beschrieben wird, das sieht aber die Rechtslage auch nicht vor, dass sich das 
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regelmäßig auf den jeweils aktuellsten Stand der Technik emporheben muss. Wichtig ist, und du 

warst ja dabei, deswegen auch da hier die Verwunderung und in gewissem Maß, die Enttäuschung. 

Wir haben das Dokument, dass die Verordnung explosiver Atmosphären abbildet. Du weißt auch 

ganz genau, dass schon einige Maßnahmen gesetzt worden sind, so auch für diesen 

Werkstättenbereich, wo eine Gaswarnanlage bereits installiert ist, sowohl im Haus als auch in der 

Werkstatt. Nur einmal kurz zusammengefasst, am 18.09.2024 ist das beschlossen, was beantragt 

worden ist und damit entbehrt dieser Antrag eigentlich jeglicher sachlichen Grundlage. Danke. 

 

Mayer: Okay, danke. Ja, was soll ich dazu sagen, wenn der Herbert Pohl, der dabei gewesen ist 

und mir das nicht weitergegeben hat und unterschrieben hat? Ich weiß nicht, wie das passieren 

konnte, aber es ist so passiert. Warum ich das herausgenommen habe, habe ich natürlich schon 

aufgeschrieben, denn ich bin auch Sicherheitsvertrauensperson bei uns in der Firma und wenn 

Gefahr im Verzug ist, glaube ich, kann man das sehr wohl aus dem Ausschuss herausnehmen. Es 

sind keine Daten weitergegeben worden. Es war nur in der Aufforderung, weil ich jetzt die zweite 

Gemeinderatssitzung abgewartet habe, ob irgendwas als Tagesordnungspunkt aufscheint. Dass 

das aber jetzt in der Stadtratssitzung beschlossen worden ist, finde ich sehr positiv. Ich kann mich 

dafür nur entschuldigen, wenn ich das jetzt falsch gemacht habe, aber es ist passiert, danke. 

 

Völkl: Wir bringen den Antrag zur Abstimmung, bitte um Zustimmung. Gegenstimmen? Die Fraktion 

der ÖVP, der SPÖ, der GRÜNEN. Enthaltung? Fraktion der FPÖ, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich abgewiesen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 0 ÖVP 15 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 7 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 2 

 

 

 

Völkl: Der zweite Dringlichkeitsantrag, bitte. 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – „Aufarbeitung der 

Geschehnisse vom 15.09.2024 (Hochwasser) mit den 

Hochwasserbetroffenen und den Vertretern der Stadtgemeinde“ 
 

Mayer: Ich hoffe, dass das noch nicht im Stadtrat beschlossen worden ist. 

 

Begründung der Dringlichkeit 

Der Gemeinderat ersucht die Frau Bürgermeisterin ab dem Tag der Gemeinderatsitzung, also ab 

heute, innerhalb dieses Monats eine Veranstaltung zu organisieren, wo offen vom Hochwasser 

bezüglich einer offenen Diskussionsrunde vorfinden und alle Themen angesprochen werden dürfen. 

 

Völkl: Bitte eine Wortmeldung. Der Herr Vizebürgermeister. 
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Falb: Ich wollte nur folgendes, weil hier diese Formulierung sich findet, da offenbar nicht alles so 

abgelaufen ist, wie es in der Stadtzeitung dargestellt wurde. Dazu hätte ich schon eine Frage. Wovon 

reden wir da konkret? Was ist in der Stadtzeitung falsch dargestellt worden. 

 

Mayer: Wir reden davon, dass ich mit Leuten unmittelbar dort, wo die Frau Bürgermeisterin wohnt 

mit sehr vielen im Gespräch bin. Als ersten Punkt, wie wir das Hochwasser gehabt haben, die 

Alarmierung und die Verständigung überhaupt nicht funktioniert hat. Das ist schon einmal der erste 

Punkt, was sehr kritisiert wird und wo sich die Leute schon aufregen, dass da nichts passiert ist.  

 

Falb: Die Frage der Alarmierung, alles gut und ja, diese Prozesse werden jetzt durchleuchtet. Was 

mich interessiert ist nur, was ist in der Stadtzeitung falsch dargestellt war? 

 

Mayer: Das kann ich nur von Erzählungen sagen. Die Unterstützung hat nicht so funktioniert wie es 

da drinnen steht. Also, es ist teilweise keine Feuerwehr irgendwo gewesen, es hätten Leute 

teilweise, wenn die nicht Freunde gehabt hätten, keine Unterstützung für irgendwas gehabt, also ich 

kann das nur im Gespräch so aufnehmen. 

 

Falb: Es möge sein, dass es vielleicht dort und da Mängel gegeben hat. Das ist in so einer Situation 

ganz einfach der Fall. Nur wo ist in der Stadtzeitung was Falsches. Das ist der Punkt, nicht dass es 

eine Katastrophe war. 

 

Mayer: Ich habe ja nicht gesagt, dass was Falsches steht. Ich habe gesagt, es steht drinnen nicht 

alles so abgelaufen. 

 

Falb: Ich wollte nur wissen, was in der Stadtzeitung nicht stimmt. 

 

Mayer: Darum wäre eine Diskussionsrunde wichtig. 

 

Falb: Da wird ja auf gut wienerisch irgendwie insinuiert. Da wird in der Stadtzeitung was 

zusammengelogen und das glaube ich ganz einfach nicht, man hat sich wirklich bemüht. 

 

Mayer: Das möchte ich auch nicht sagen und das möchte ich auch nicht so stehen lassen, das 

zusammengelogen wird. Es haben einige empfunden, dass es nicht so gelaufen ist, wie es 

dargestellt worden ist. Aber das habe ich jetzt berichtigt. 

 

Falb: Das ist mir wichtig. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Hödl, bitte. 

 

Hödl: Vielleicht von meiner Seite, nachdem ich in der Einsatzleitung gewesen bin. Ich habe auch 

schon während des Ereignisses und dazu stehe ich nach wie vor, dass es ganz wichtig ist, alles 

aufzuarbeiten, sich die Vergangenheit anzuschauen, damit wir für die Zukunft schlauer zu werden. 

Da stehe ich voll dahinter. Ich habe das schon vorher berichtet, es gibt derzeit einen Auftrag an ein 

Ingenieurbüro für Wasserbautechnik, ich habe gestern mit dem DI Rögner telefoniert. Der erwartet 

ein Ergebnis in einem Zeitraum von in etwa drei Wochen. Das ist aber allein die Dokumentation des 

Geschehnisses. Das Nachvollziehen dessen, warum es zu diesem Ereignis gekommen ist, inklusive 

einer Bewertung der Hochwasser Jährlichkeiten. Das heißt, das ist die erste Basis, die wir brauchen, 

um da weiter reden zu können. Der DI Rögner hat auch gemeint, das halte ich für sinnvoll und 
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nachvollziehbar, dass man basierend auf dieser Dokumentation, also auf dieser Ausgangsbasis, 

eine Vorausstudie in Auftrag geben sollte. Das ist in Hollabrunn beim früheren Hochwasser 

geschehen, das glaube ich im Juli gewesen ist, um einmal Alternativen darzustellen, um zu schauen 

in welche Richtung der Weg hingehen kann. Geht es in eine Richtung Retentionsbereich, geht es in 

Richtung Hochwasserfreistellung von Heidgelände und Harmer? Da braucht es Datengrundlagen, 

die es jetzt noch nicht gibt. An dieser Stelle meinen besonderen Dank an den Ing. Vasicek und auch 

an die Bianca Vojtisek, die die ganzen Schadenskommissionen aus Sachverständiger-Sicht 

betreuen. Wir sind, die beiden größten Fraktionen, auch noch durch Vertreter dabei und es waren 

Stand Vorwoche, Roland korrigiere mich, 370 betroffene Haushalte. Wir haben heute wieder einen 

zusätzlichen Schadenskommissionstermin ausgemacht, also es sind noch mehr. Wir haben mit allen 

diesen betroffenen Personen in den Haushalten gesprochen. Am Anfang war es emotional in den 

noch äußerst herausfordernden Zeiten, wie wirklich noch die Sperrmüllberge gelegen sind. Ich war 

in der letzten Woche über zwei Tage unterwegs, wo sich der Zustand jetzt schon, vor allem der 

emotionale Zustand der Betroffenen um einiges entspannter darstellt. Das heißt, wir haben Kontakt 

mit jedem einzelnen der wirklich betroffenen Objekte, der betroffenen Haushalte. Wir nehmen da 

sehr viel Feedback mit. Anders als du es offenbar wahrnimmst, haben wir schon ein großes 

Verständnis und Begeisterung ist jetzt vielleicht übertrieben, aber schon Dankbarkeit der Personen, 

dass es den Eindruck erweckt hat, dass dieses Ereignis, das vollkommen unvorhersehbar und 

unabwendbar gewesen ist, zumindest zu diesem Zeitpunkt. Für die Zukunft werden wir es uns 

anschauen, dass das schon gut bewältigt worden ist. Der Martin Falb hat schon gesagt, Luft nach 

oben wird es auf alle Fälle geben. Diese Untersuchungen werden wir anstellen, nicht nur was 

Wasserbau, was Hydrologie betrifft, sondern natürlich auch Maßnahmen wie neue 

Verständigungen, Möglichkeiten, die es erst nach dem Hochwasserereignis gegeben hat, die 

angeblich sehr spezifisch möglich sind. Das heißt, da gibt es viele Dinge. Es hat bis jetzt jeder fragen 

dürfen, dass darf auch in Zukunft jeder fragen. Wir haben in der Veranstaltung, Wolfgang, wo du 

letzte Woche dabei gewesen bist Fragen gehabt, wo nebenbei eine der Bürgerinnen, die sich zu 

Wort gemeldet hat, mich am nächsten Tag angerufen hat, dass der Vorwurf, den sie in der 

Veranstaltung geäußert hat, nicht die Schadenskommission betroffen hat, wie sie es dort ausgeführt 

hat, sondern das Gespräch mit ihrem Versicherungs-vertreter. Also, diese Diskussionen laufen. Ich 

bin sehr offen dafür, was an Verbesserungen auch möglich ist. Ich bin auch gerne dabei, mich an 

den Pranger stellen zu lassen, für das, was vielleicht an Entscheidungen falsch tatsächlich gewesen 

sein mag. Ich glaube schon, dass es eine Klagemauer braucht, um die emotionale Gesundheit 

wieder herzustellen von ein paar Betroffenen, die ganz einfach den Grant los werden wollen. Aber 

wie gesagt, ich habe das vom Zeitpunkt des Schadensereignisses weg immer gesagt, dass ich das 

machen will, aber es braucht entsprechende Datengrundlagen, um jetzt in drei Wochen eine 

Veranstaltung raus zu stampfen. Das funktioniert ganz einfach nicht. Wir können keine Antworten 

geben und dann würden wir wirklich negative Emotionen schüren. Da ist das Thema zu wichtig. Ich 

rechne, dass wir bis März tatsächlich belastbare Unterlagen haben, dass wir dann die Öffentlichkeit 

informieren und auch nicht nur über den Senningbach informieren, sondern wir hatten vor zwei 

Jahren die Hochwasserabfluss-untersuchung für den Göllersbach, die auch öffentlich aufgelegen 

ist, die sich vermutlich niemand angeschaut hat. Ich möchte da schon ein breiteres Bild zeichnen, 

was wir für Hochwasserthemen haben, würde auch gerne einen Zivilschutzverband dabeihaben, 

was man an Eigenvorsorge treffen kann. Wir haben auch die Verkeimung des Wassers gehabt, das 

wahrscheinlich 95% der Bevölkerung am linken Fuß erwischt hat. Da gibt es ein größeres Bündel 

an Themen, das aufgearbeitet werden soll. Das ist einfach nicht realistisch und wir können zum 

derzeitigen Zeitpunkt noch nicht die Antworten auf die Fragen geben, auf die die Bürgerinnen und 

Bürger tatsächlich ein Recht darauf haben beantwortet zu werden. Danke. 

Völkl: Dankeschön, eine weitere Wortmeldung. Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 
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Pfeiler: Zwei Punkte scheinen mir da ganz wichtig. Das eine ist die Alarmierung. Da wurde mir ein 

ähnliches Bild geschildert, wie dem Kollegen Mayer. Zu manchen Leuten, die das Wasser im Keller 

gehabt haben, ist nie wer vorbeigekommen. Das Thema der Alarmierung, glaube ich, das gehört 

wirklich sauber aufgearbeitet. Wann ist der Senningbach über die Ufer getreten und warum ist 

irgendwo weiter unten dann irgendwie nicht mehr informiert worden was da kommt? Das ist glaube 

ich ganz wichtig, dass man sich den Zeitablauf genau anschaut. Warum wurden verschiedene 

Informationsmöglichkeiten vor Ort nicht genutzt? Ich habe es schon mehrmals gesagt, die Thematik 

mit einem geländegängigen Fahrzeug mit Megaphon zu fahren, wäre vielleicht nicht so falsch 

gewesen. Auch das Zweite, dass man verzichtet hat auf eine Alarmierung in einem Gebiet, das auch 

auf Messers Schneide gestanden ist, ist für mich auch ein bisschen fragwürdig. Aber vielleicht kann 

man das auch in dieser Aufarbeitung mitnehmen. Das zweite Thema abseits Alarmierung ist wie 

man mit den Gefahrenbildern umgeht, also was uns das Hochwasser gezeigt hat, dass diese Hora 

Graphiken schon sehr realistisch sind. Herwig, du hast das zwar heruntergespielt und gesagt das 

ist nur eine Modellrechnung. Das hat uns gezeigt, dass das ziemlich exakt ist. Es ist eigentlich sehr 

genau an diesen Grafiken ablesbar gewesen. Was ich schon sehr spannend finde ist diese 

Uminterpretation. Am Anfang war es nur unter Anführungszeichen, eine modellhafte Einschätzung 

für die Ersteinschätzung. Jetzt wo man über Umwidmung in einem Senningbach spricht, ist es auf 

einmal das Maß aller Dinge und dort, wo Hora nichts anzeigt, dort können wir umwidmen und dort, 

wo Hora es angezeigt hat, da wird man es sich anschauen, ob man da doch noch was umwidmet, 

oder doch ein bisschen weniger umwidmet. Also diese Uminterpretation dieser Gefahrenkarten finde 

ich sehr spannend. Im Übrigen finde ich auch sehr spannend, dass irgendjemand irgendwann 

einmal genau in dieses Gebiet unser Fernheizwerk hinein gebaut hat, dass man das Feinheizwerk, 

das von so einer strategischen Bedeutung für eine Stadt ist, in eine Überflutungszone baut. Das ist 

auch äußerst überraschend. Wir haben herum getan mit den diversen Umwidmungen bei der 

Kaiserrast ob ein Gastronomiebetrieb jetzt im HKO100 ist oder nicht, das war ganz wichtig zu 

betrachten, aber dass ein Feinheitswerk im HKO100 liegt, das ist offenbar von irgendwem 

irgendwann einmal als okay befunden worden. Da gibt es schon einige Fragen, die aufzuarbeiten 

sind. Eines ist auch klar, die Menschen, die jetzt natürlich wieder Geld in die Hand nehmen, auch 

wenn ihnen geholfen wird, das sitzt natürlich tief. Habe ich das in drei Jahren wieder? Das ist glaube 

ich schon eine hochemotionale und ernst zu nehmende Frage, der man sich auch stellen muss. Ist 

jetzt alles bitte kein Vorwurf, ich stelle nur fest, danke. 

 

Dummer: Nur ganz kurz, ich habe es jetzt nicht als Vorwurf empfunden, genauso wenig wie ich nie 

gesagt habe, ich will keine Analyse haben. Ich will das nicht genauer betrachtet haben. Nur zwei 

Punkte, du hast gesagt, es ist auf einem anderen Punkt, auf Messers Schneide gestanden. Das 

weiß ich nicht, was das gewesen sein soll. Zum Thema Hora, das was ich zitiert habe, war die 

Aussage der Website selber. Die Website schreibt von sich selber, dass es dabei um eine 

Ersteinschätzung geht. Ich habe immer gesagt, dass was wir zum Beispiel für den Göllersbach 

haben, dass das tatsächlich ein konkret gerechnetes Abflussszenario ist. Es unterscheidet sich von 

dem, was Hora auf Basis einer modellhaften Rechnung zeigt. Was nicht heißt, dass es nicht stimmt 

oder näherungsweise stimmt. Ich habe nur das zitiert, was auf der Website selbst draufsteht. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Mayer, bitte und Herr Stadtrat Rosenberger. 

 

Mayer: Danke. Ich möchte schon einmal darauf hinweisen, bei deiner Veranstaltung musst du das 

schon gemerkt haben, wie die Emulationen hoch gegangen sind, wie das Diskussionspotential 

einfach abgedreht worden ist und dann nicht mehr irgend solche Themen angesprochen werden 

dürfen. Die Enttäuschung, dass das Ergebnis von der Veranstaltung, nicht das gebracht hat, was 
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sich die Teilnehmer eigentlich erwartet haben. Das müsste dir auch aufgefallen sein, denn am Ende 

dieser Veranstaltung war schon eine sehr spannende Stimmung. 

 

Hödl: Wenn ich gleich antworten darf. Ich weiß nicht wie du auf die Idee kommst, dass es meine 

Veranstaltung gewesen ist. Es war eine Veranstaltung der eNu, die gelautet hat „Information für 

Hochwasserbetroffene“. Es waren nicht nur Stockerauer Bürgerinnen und Bürger dabei, sondern 

auch aus dem Umland. Ja, vielleicht ist es an der Ausschreibung gelegen, dass das so nicht 

wahrgenommen worden ist. Das war keine Veranstaltung weder von mir noch quasi zur 

Aufarbeitung des Hochwasserereignisses in Stockerau. Das Abschneiden, das habe ich in der 

Zwischenzeit mit dem Gerold Hrdlicka beredet. Ich habe es dort falsch gefunden. Es war aber nicht 

meine Entscheidung, weil es nicht meine Veranstaltung war, sondern eine der eNu. Der Herr 

Greisberger hat das auch entsprechend moderiert. Der Herr Greisberger hat sich auch beim Gerold 

Hrdlicka im Nachgang entschuldigt, nachdem ihn der Gerold drauf angeredet hat. Ich bin, wie uns 

der Herr Ernst Weidenauer rausgeschmissen hat dann noch mit einem Ehepaar in einer sehr guten 

Auseinandersetzung gewesen, zwischendurch quasi einmal etwas hitziger. Die Dame hat dann auch 

zum Schluss gesagt, so wie ich es erkläre, ich hoffe zitierte richtig, da geht ihr das Herz dabei auf. 

Das bestätigt aber nur die Wichtigkeit einer Aufklärung von guten Gesprächen. Ich bin da 100 

prozentig dafür. Wie gesagt, diese Veranstaltung hätte dienen sollen, wir kommen ich zu 

Förderungen, wie bringe ich einen privaten Trinkwasserbrunnen in Gang? Wo das Referat dann 

ausgefallen ist, weil niemand im Publikum war, den das betroffen hat. Da wurde offenbar von 

Personen die Veranstaltung verkannt und ein Einzelfall, ob in einem Keller ein Gang als 

hochwertiger Wohnraum angesehen wird oder nicht. Das kann auch nicht Thema dieser 

Veranstaltung gewesen sein oder jedenfalls nicht das beabsichtigte Thema. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Danke für eure Ausführungen. Ich möchte einen Schritt zurück gehen. Wir haben 

heute schon darüber gesprochen, über die Inhalte der Ausschüsse. Ausschüsse und 

Ausschusssitzungen sind ja grundsätzlich keine öffentlichen Sitzungen. Die Inhalte dieser Sitzungen 

sollten meines Erachtens auch so behandelt werden. Der Didi Pfeiler redet von Umwidmungen 

entlang vom Senningbach. Umwidmungen fallen in mein Ressort. Infolgedessen wird es 

wahrscheinlich in meinem Ausschuss Thema gewesen sein. Ich möchte darauf hinweisen, dass das 

Inhalte in meinem Ausschuss sind, die nicht in öffentlichen Sitzungen beraten werden. Wenn wir 

das nicht mehr so sehen, ist es wirklich aus meiner Sicht auch interessant, weil auch meine 

Statements immer, überall und auch gegenüber der Presse sind. Es gibt derzeit keine aufgelegten 

Widmungsänderungen und bei dem bleibe ich und das möchte ich auch betonen. 

 

Pfeiler: Nachdem ich persönlich angesprochen wurde, bitte um Verständnis, dass ich auch 

persönlich antworten möchte. Ich darf daran erinnern, dass hier in einer öffentlichen Sitzung der 

Grundsatzbeschluss gefasst wurde, Grundstücke anzukaufen, zum bestimmten Preis, dann weiter 

zu verkaufen oder wie auch immer, ein Grundstück für den ursprünglichen Besitz der Familie 

herauszusparen mit dem Ziel, das Ganze dann umzuwidmen. Das bitte waren öffentlich getätigte 

Beschlüsse, dass es hier am Senningbach zu weiteren Umwidmungen kommen soll. Markus, das 

haben wir alles schon hier herinnen in der Öffentlichkeit gehabt. Zweitens da war ich auch ehrlich 

gesagt ein bisschen überrascht, dass dann vom Ausschuss nicht von mir, von wem auch immer, ich 

glaube von dir Frau Bürgermeisterin, gegenüber der NÖN berichtet wurde, dass jetzt im Ausschuss 

die Strategische Umweltprüfung beschlossen wurde. Also der Vorwurf Markus, geht an mir jetzt 

weitestgehend vorbei, danke. 
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Völkl: Wir kehren zum Antrag zurück und natürlich begrüßen wir, dass es hier eine Veranstaltung 

gibt, wo man mit den Betroffenen in Diskussion tritt, wenn es belastbare Fakten gibt. Wir können 

eine organisieren und wir können noch einmal nachfragen, wann es soweit sein wird. Grundsätzlich, 

der Antrag passt so, nur innerhalb eines Monats macht es keinen Sinn. Dann stimmen wir ab. Noch 

eine Wortmeldung, bitte. 

 

Abänderungsantrag 

Pfeiler: Keine Wortmeldung, ich bringe hiermit einen Abänderungsantrag ein, und zwar eben 

gleichlautend, nur das geändert wird anstelle innerhalb dieses Monats oder innerhalb eines Monats, 

innerhalb von vier Monaten eine Veranstaltung zu organisieren. Sonst finde ich die Intention 

grundsätzlich in Ordnung. Wir haben gehört, dass das innerhalb der vorgeschlagenen Frist jetzt 

nicht machbar ist. Herwig, du hast auch gesagt, im März sollte sich das ausgehen, wenn ich es 

richtig verstanden habe. Also, dann eigentlich mit einer Frist von innerhalb vier Monaten eine 

derartige Veranstaltung zu informieren, glaube ich wäre was wo wir uns vielleicht finden könnten. 

Ich bitte um Abstimmung zu diesem Antrag. 

 

Völkl: Ich hätte nur gern den Grundantrag plus die Abänderung auf vier Monate und ich bitte um ein 

Zeichen der Zustimmung. Einstimmig. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 7 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Wir sind am Ende des öffentlichen Teils der Sitzung angelangt. Wir machen jetzt eine kurze Pause. 

Ich wünsche allen, die uns jetzt verlassen müssen, einen schönen Abend. 

 

Ende der öffentlichen Sitzung um 21:40 Uhr.  

 

 

 

Mag. (FH) Andrea Völkl 

Bürgermeisterin 

 

 

Für die ÖVP-Fraktion STR Dr. Christian Moser 

 

Für die SPÖ-Fraktion 2. Vizebgm. Heinz Scheele 

 

Für die GRÜNEN-Fraktion STR DI Dietmar Pfeiler 

 

Für die FPÖ-Fraktion STR Herbert Pohl 


